
Polens Zwillingsregierung nervt
Europa mit ihrer Wurzeldemokratie, in
Estland werfen Jugendliche wegen rus-
sischer Kriegsdenkmäler mit Steinen
und unser Altkanzler Schröder gerat
wegen seiner engen Zusammenarbeit
mit der staatlichen russischen Ölför-
derfirma Gazprom in die Schlagzeilen.

Unsere östlichen Nachbarn sind in den
Medien präsenter den je. Grund genug
für eure IGEL-Redaktion, sich des The-
mas an zu nehmen. 

Überzeugt von der landschaftlichen
Schönheit und kulturellen Vielfalt Ost-
europas und doch ohne ein Blatt vor
den Mund zu nehmen, wenn es darum
geht, Verletzungen der Menschenrech-
te, Grundrechte oder der Pressefrei-

heit aufzude-
cken. Ebenso
ist es wichtig,
wieder einmal
auf die Diskri-
minierung von
Minderheiten
a u f m e r k s a m
zu machen.

In diesem Zu-
sammenhang
möchten wir
uns besonders bei unseren AutorInnen
bedanken, die sich die Zeit genommen
haben, zu recherchieren und sich mit
teilweise sehr komplizierten Proble-
men auseinander zu setzen. Wir fin-
den: Ihr habt tolle Arbeit geleistet.

Unseren LeserInnen wünschen wir viel
Spaß beim Schmökern. Wenn ihr Anre-
gungen habt, schreibt uns! 

Eure  Redaktion
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V O N J U L I A
W I L L I E H A M B U R G

Der Streit um weitere EU-Beitritte
erlangte mit der Türkei den Höhe-
punkt. Immer wieder wird das Argu-
ment der überlasteten EU genannt: Zu
hohe Arbeitslosigkeit, eine schwä-
chelnde Wirtschaft, Verlust unserer
Wertegemeinschaft. Manch eine Zei-
tung malt das Schreckensbild EU: Hil-
fe, die Osteuropäer stürmen ein.
Doch wie viel Erweiterung kann Euro-
pa sich wirklich leisten, wohin soll es
gehen und was sollten hierfür die Kri-
terien sein? 

Um Mitglied der EU zu werden,
muss ein Staat europäisch sein und so-
wohl institutionelle Stabilität zur Siche-
rung von Rechtsstaat und Menschen-
rechten aufweisen, als auch eine funk-
tionsfähige Marktwirtschaft gewährlei-
sten. Zudem sollte er die Fähigkeit ha-
ben, alle Pflichten der Mitgliedschaft -
wie die Währungseinheit- zu überneh-
men. Während die Einhaltung von
Rechtsstaatlichkeit und die Zusiche-
rung von Menschenrechten zu Recht
notwendige Bedingungen darstellen,
gibt es keinen Grund, warum Russland
eines Tages beitreten dürfen sollte,
aber Kasachstan nicht. Versuch der
Begründung: Irgendwo muss doch ei-
ne Grenze gezogen werden.

Wo Verantwortung anfängt
und ob sie irgendwo aufhört

Aber was bedeutet denn ein poten-
tieller EU-Beitritt für einen Staat? Die
EU steht für die Möglichkeit aus der
Isolation in eine Gemeinschaft zu kom-
men. Das bedeutet für Staaten eine
einflussreiche, politische Mitsprache,
einen höheren Lebensstandard und
die Motivation, das eigene Land zu re-

formieren, Menschenrechte zu ge-
währleisten, Rechtsstaatlichkeit zu
etablieren und dabei Unterstützung
von der EU zu bekommen. Deshalb
darf es sich die EU nicht so einfach ma-
chen, irgendwann zu sagen: Wir hören
auf. Die Grenzen, die die EU schafft,
bringen Staaten in die Isolation und
fördern Armut und Verdrossenheit.
Wenn ein Land der EU beitreten will
und die Kriterien erfüllt, gibt es keinen
plausiblen Grund, es außen vor zu las-

sen. Denn was richten willkürliche
Grenzen an? Sie isolieren, sie differen-
zieren beliebig in privilegiert und un-
privilegiert, sie fördern Kriminalität,
Frustration und Armut. Warum sollen
Menschen aus der Ukraine ärmer le-
ben, nur weil sie nicht ein paar Kilome-
ter weiter westlich in Polen geboren
sind? 

Platzt der Riese aus allen
Nähten?

Kann die EU denn soviel aufneh-
men, wie sie will? Grundlegend hierfür
ist die Beantwortung der Frage: Wohin
soll es mit Europa gehen? Folgt ein

Land den Beitrittskriterien, so ist auf
lange Sicht gesehen ein Beitritt immer
möglich. Auch die EU profitiert von
mehr Mitgliedern. Ein derzeitiger
Trend ist, die EU als Grundstein einer
Weltregierung zu sehen. Um aber
Grenzen auszuweiten, muss es vor al-
lem Eines geben: eine Fahrtrichtung
Europa. Mit dem derzeitig geltenden
Einstimmigkeitsprinzip kann keine effi-
ziente Politik betrieben werden und
ohne Ziel kann auch keine Entwicklung

stattfinden. Europa hat theoretisch ein
endloses Aufnahmepotential und we-
der das Recht noch die Notwendig-
keit, Staaten willkürlich auszuschlie-
ßen. Aber ohne Fundament, ohne ge-
meinsame Politik und Verfassung, sind
Erweiterungen nicht tragbar. Ein einfa-
cher Aufnahmestop löst nichts, aber
die EU muss sich ordnen, sonst ist die
Luft bald raus.

Julia Willie Hamburg,
20,  studiert Politik,
Germansitik & Philo-
sophie in Göttingen
und ist dort in der GJ.
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Wann platzt der Riese?
Die EU-Erweiterung und ihre Folgen

Welche Last trägt die Brücke noch?



V O N C H R I S T O P H  M Ü L L E R

Anna Politkovskaja will gerade den
Fahrstuhl ihres Wohnhauses in der
Moskauer �Lesnaja-Straße� verlassen,
als ihr ein junger Mann entgegentritt.
Aus nächster Distanz feuert dieser
drei Schüsse aus seiner Pistole der
Marke Makarow ab, beugt sich über
Politkovskaja und schießt ihr noch ein-
mal mitten durch den Kopf. Ein so ge-
nannter �Kontrollschuss�. Üblich bei
Auftragsmorden. Es ist gegen 16:30
Uhr, als der Täter unmaskiert und un-
ter Aufsicht einer Überwachungska-
mera die Flucht antritt.

Der Mord an der russischen Jour-
nalistin Anna Politkovskaja ist über
zehn Monate her. Zehn Monate und
die russische Regierung hat den Mord
weder verurteilt, noch ihr Bedauern
darüber ausgedrückt. Zehn Monate, in
denen niemand für das Verbrechen
angeklagt wurde. Zehn Monate und
noch immer ist keine internationale
Untersuchungskommission zugelassen
worden. Trotz des Drucks der Weltöf-
fentlichkeit und diverser Menschen-
rechtsorganisationen.

Der grausame Tod Politkovskajas
stellt kein Einzelfall da:  92 Morde an
JournalistInnen zählte die �For-
schungsstelle Osteuropa� seit dem
Amtsantritt zum Jahresanfang 2000

von Präsident Wladimir Putin  in Russ-
land. Dazu hunderte gewaltsame
Übergriffe auf JournalistInnen, Ein-
schüchterungsversuche und zerstörte
Redaktionsräume. Was hat ein Land zu
verbergen, das so mit seinen Journali-
stInnen umgeht?

Der Tschetschenienkonflikt

�Im Namen der Terrorismusbe-
kämpfung� führt Wladimir Putin zu
Beginn seiner Amtszeit Russland in
den zweiten Tschetschenienkrieg.
Tschetschenien solle wieder unter die
vollständige Kontrolle der russischen
Zentralregierung gestellt werden. Ein
Krieg gegen den Terror. Geführt mit
verschleppten Männern, vergewaltig-
ten Frauen, entführten Kindern,  in
Erdlöchern gesteckten Menschen und
mit Elektroschocks gefolterten Zivili-
stInnen.1 Im Jahr 2000 hat die russi-
sche Seite den Krieg offiziell für been-
det erklärt. Die Situation für die Be-
völkerung hat sich seitdem kaum ver-
bessert. Wideraufbaumaßnahmen und
Entschädigungsprogramme sind zwar
aufgenommen worden, erreichen
aber angesichts der weit verbreiteten
Korruption selten die Bedürftigen.
Dem gegenüber steht außerdem die
Ausweitung des Konflikts auf Nach-
barrepubliken wie Inguschetien oder
Dangestan.

Die russischen Streitkräfte

Die Verbrechen des russischen Mi-
litärs beschränken sich nicht auf die
tschetschenische Zivilbevölkerung.  In
Russland gilt eine allgemeine Wehr-
pflicht von 24 Monaten für wehrfähige
Männer ab 18 Jahren. Die wehrpflich-
tigen Soldaten werden auch in Krisen-
gebieten wie Tschetschenien einge-
setzt. Die Menschenrechtsorganisa-

tion �amnesty international� be-
schreibt zu dem in ihrem �Länder-
kurzbericht� des Jahres 2007 in wel-
cher Alltäglichkeit ältere Soldaten die
neuen Wehrpflichtigen mit Duldung
der Vorgesetzten schikanieren wür-
den, um ihnen �Disziplin� beizubrin-
gen. RekrutInnen müssten als »Ar-
beitssklaven« für FreundInnen  ihrer
Vorgesetzten Häuser bauen. Gehor-
chen sie nicht, oder passt den Vorge-
setzten nur ihr Aussehen, oder ihre
ethnische Herkunft nicht, drohen ih-
nen schweren Misshandlungen. Solda-
tInnen klagen über Willkür, Folter,
Diebstahl, mangelnde Versorgung mit
Lebensmitteln und Medikamenten,
sowie Misshandlungen.  Diese Um-
stände halten viele RekrutInnen nicht
aus. Alleine im Jahr 2005 begingen 276
SoldatInnen Selbstmord, mindestens
die Hälfte von ihnen brächte sich
wegen Erniedrigung durch Vorgesetz-
te um. Die Zustände in der Armee
bleiben oft unaufgeklärt, da das Militär
�eine hermetisch abgeschlossene Zo-
ne, vergleichbar mit einem Gefängnis�
sei. Im Gegensatz zu anderen Staaten
fehle in Russland die zivile Kontrolle
über das Militär. Den Forderungen
amnesty internationals, sämtlichen
Misshandlungsvorwürfen in der Ar-
mee nachzugehen und die Täter in ei-
nem rechtsstaatlichen Verfahren zu ei-
ner angemessenen Strafe zu verurtei-
len, sowie den Opfern Schadensersatz
und Wiedergutmachung zu leisten, ist
die Russische Regierung bisher nicht
nachgekommen.

Lupenreine Demokratie

Zur Wiederwahl Putins im März
2004 erklärte der Vorsitzende der
OSZE-Beobachterkommission die
�notwendigen Prinzipien für einen ge-
sunden Wahlprozess� wären nicht ein-
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gehalten worden. Mit 71 Prozent der
Stimmen wurde  Wladimir Putin in sei-
ne zweite Amtszeit berufen. Zuvor
hatten die meisten der Gegenkandida-
tInnen öffentlich erklärt, sie selber
werden Putin wählen.

Iwan Rybkin, ein tatsächlich putin-
kritischer Gegenkandidat, verschwand
fünf Wochen vor der Wahl spurlos. Er
hatte die Tschetschenienpolitik Putins
als �Staatsverbrechen� bezeichnet und
in einem Interview erklärt: �Der
Westen soll aufhören, die entstehende
Diktatur Putins weiter zu unterstüt-
zen�.  Unter mysteriösen Umständen
tauchte der Politiker Tage später in
der Ukraine auf und erklärte, er hätte
nur ein bisschen Urlaub machen wol-
len. Später gab er zu, wegen seiner
Kandidatur entführt worden zu sein.
Er versuchte den Wahlkampf �aus Si-
cherheitsgründen� von London aus
weiterzuführen. Nachdem die Wahl-
kommission und ein Gericht ent-
schied, ihn nicht per Videoschaltung
an einer Fernsehdebatte teilnehmen
zu lassen, erklärte Rybkin �ich werde
an dieser Farce nicht teilnehmen� und
zog seine Kandidatur zurück. Er emp-
fahl den WählerInnen die Wahl zu
boykottieren.

Der russische Staatspräsident be-
sitzt, in der Verfassung festgelegte,
sehr weitreichende Befugnisse. Er er-
nennt den MinisterpräsidentInnen und
die übrigen Regierungsmitglieder. Pu-
tin nutzte diese Befugnisse um zahlrei-
che Offiziere und BeamtInnen des Ge-
heimdienstes FSB in einflussreiche
Stellungen zu bringen. Die Zahl der
Offiziere unter den GouverneurInnen
Russlands hat sich unter Putin verdop-
pelt. In Moskau stellen sie inzwischen
mehr als die Hälfte der Mitglieder des
Sicherheitsrates und 35 Prozent der
stellvertretenden MinisterInnen.

Fünf Monate nach seiner Wieder-
wahl legte Putin einen Plan vor, dass
die bislang direkt gewählten Gouver-
neurInnen künftig von ihm allein vor-
geschlagen und von den regionalen
Parlamenten bestätigt  werden sollten.

Am selben Tag unterstützte er einen
Vorschlag der zentralen Wahlkommis-
sion, die gesamten Duma-Mandate
künftig ausschließlich nach den Listen
im Verhältniswahlrecht zu bestimmen.
Beides ist inzwischen beschlossen
worden.

Wo bleibt die Gegenwehr?

Das alles geschieht in Russland, oh-
ne dass sich eine wirkliche Opposition
bildet. Es sind einzelne, die versuchen
Menschenrechtsverletzungen aufzu-
decken und Proteste zu organisieren.
Die Masse konnte nie für die Werte
der Demokratie sensibilisiert werden.
Die Voraussetzungen scheinen es
außerdem unmöglich zu machen in
der Russischen Föderation eine Op-
position aufzubauen:

Es gibt kein unabhängiges Justizsy-
stem. Also keine Gerichte, die Oppo-
sitionelle anrufen könnten, um ihre
Rechte einzufordern. Es gibt keine un-
abhängige überregionale Medien, die
Massen für Proteste mobilisieren
könnten. Der größte Teil der Printme-
dien, Rundfunkstationen, und Fern-
sehsender befinden sich unter staat-
licher Kontrolle. Sind sie nicht direkt
staatlich kontrolliert sind sie in Hand
von staatlich kontrollierten Firmen,
wie etwa die Tageszeitung Iswastija
dem Gazprom Konzern gehört. Es
gibt außerdem keine unabhängige Fi-
nanzierungsquellen, die eine substan-
tielle Opposition  finanzieren könnten.

Es sind Einzelne, wie Anna Polit-
kovskaja, die trotz zahlreicher Dro-
hungen und Einschüchterungsversu-

che nicht aufgeben, die herrschenden
Missstände medial aufzudecken. Und
so zu einem Dorn im Auge des Kremls
werden. Politkovskaja bezahlte dieses
Engagement mit ihrem Leben. Ihr
Mord geschah an Putins 54. Geburts-
tag.

Nachdem die Umstände Politkovs-
kajas Mordes kurzzeitig für internatio-
nale Empörung sorgte, ist die Debatte
um Russlands Menschenrechtsverlet-
zungen inzwischen wieder aus den
Weltmedien verschwunden. Es ist
Aufgabe der internationalen Staaten-
gemeinschaft, der  Medien und Regie-
rungen nicht die Augen vor den russi-
schen Geschehnissen zu schließen,
sondern Verletzungen der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte
aufzudecken und zu kritisieren. Es
sollte klar sein, dass dies bisher weder
durch Schröders blinder Freundschaft
zum �lupenreinen Demokraten� Pu-
tin, noch durch Merkels oberfläch-
lichen Kritik an Putin geschehen ist.
Immer wieder beklagte Anna Polit-
kovskaja die Blindheit und mutwillige
Ignoranz des Westens. Nun, da sich
die Welt betroffen zeigt und um sie
trauert, sollten wir endlich hören, was
sie zu sagen hat.

Christoph Müller, 20,
IGEL-Koordinator
aus Göttingen ist er-
schrocken über die
Situation in Russland.

Quellen und Buchtipps:
Anna Politkovskaja: Russisches Tagebuch, Dumont-Verlag 
amnesty international: Solidarität mit Russland. Eine Nation zwischen Demo
kratie und Wirklichkeit
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1920 erklärte die Sowjetunion die
Unabhängigkeit der baltischen Staaten
�auf alle Zeiten� anzuerkennen. Dass
die Unabhängigkeit im Laufe  des
zweiten Weltkriegs wieder eingebüßt
wurde und Estland anschließend Satel-
litenstaat der Sowjetunion wurde, ist
wohl allseits bekannt. Die Estländische
Sozialistische Sowjetrepublik wurde
russifiziert: So siedelte der Kreml bei-
spielsweise weit über hunderttausend
Russen nach Tallinn um � 60 % der
Hauptstadtbewohner waren nun Rus-
sen, die eigentliche Bevölkerung eine
Minderheit. Im Osten des Landes kön-
nen noch heute nur die wenigsten
Menschen estnisch, sämtliche Schilder
sind dort auf Russisch. Kein Wunder al-
so, dass die Bevölkerung der balti-
schen Staaten nicht gut auf Russland zu
sprechen ist.

Bronzesoldat ein Andenken an
die UdSSR

1945 wurde auf einem zentralen
Platz der estnischen Hauptstadt Tallinn
ein Bronzesoldat als Denkmal für die
gefallenen Soldaten der UdSSR gebaut.
So weit, so gut � wäre da nicht noch
ein anderer Grund gewesen, dieses
Denkmal zu bauen: Als Befreiung von
den Nazis. Zwar ist es richtig, dass die
Sowjets die Nazis aus Estland heraus-
geschmissen haben. Aber befreit ha-
ben sie das Land nicht!  Zumindest
nicht in den Augen der Esten. Sie fühl-
ten und fühlen sich durch das Denkmal
an die Okkupationszeit erinnert und
protestierten dagegen, besonders seit
dem Zusammenbruch des Ostblocks.
2006 flogen die ersten Farbbeutel in
Richtung Denkmal. Die russische Min-
derheit, die etwa ein Drittel der 1,4

Millionen in Estland lebenden Men-
schen stellt, fühlte sich dadurch ange-
griffen und demonstrierte ebenfalls.
Die estnische Regierung antwortete
auf die Auseinandersetzungen umge-
hend: Sie sperrte die Rasenfläche um
den Bronzesoldaten und stellte ihn au-
ßerdem unter Polizeischutz. Daraufhin
beruhigte sich die Situation etwas, es
wurde nun vor allem auf der politi-
schen Ebene gehandelt. 

Am 26. April diesen Jahres wurde
auf Anordnung der estnischen Behör-
den morgens um 4.30 Uhr mit der
Ausgrabung des Denkmals begonnen.
Abends gab es eine Demonstration,
die Polizei wurde mit Flaschen und
Steinen attackiert. Die Demonstran-
tInnen, alle russischsprechend, waren
zu einem großen Teil betrunken. Die
ganze Nacht über waren in der Tallin-
ner Innenstadt Sprechchöre wie �Ros-
sya, Rossya!� und �Gebt uns Ansip her�
(Andrus Ansip ist estnischer Premier-
minister) zu hören. Die Situation eska-
lierte soweit, dass die gesamte Bevöl-
kerung aufgefordert wurde, sich
abends nur noch zu Hause aufzuhalten;
außerdem wurde für einige Tage der
Verkauf und Ausschank von Alkohol
verboten. Die russische Regierung
sprach daraufhin von einem �Interna-

tionalen Zwischenfall�. Abgeordnete
der Duma legten wenige Tage später
einen Kranz an dem neuen Standort
nieder und setzten sich für die Freilas-
sung der festgenommenen Randalierer
ein.

Migrationsproblem sowohl für
Russen als auch für Balten

Angesichts diesen Zwischenfalls
wurde einmal mehr deutlich, dass es in
den baltischen Staaten noch ein großes
Problem mit den russischen Minder-
heiten gibt (auch in Lettland liegt der
russische Bevölkerungsanteil bei 27
und 33% angegeben, nur in Litauen ist
er erheblich kleiner.) Allerdings scheint
keine Seite einlenken zu wollen: Die
Russen leben zwar teilweise schon seit
ihrer Geburt in Estland, sind allerdings
nicht gewillt, Estnisch zu lernen. Auch
Aufrufe von Putin, nach Russland zu-
rückzuziehen, blieben erfolglos, ob-
wohl die russische Regierung bei der
Suche nach einer Wohnung und einer
Arbeitsstelle ihre Hilfe anbot. Ver-
ständlich, denn in Estland ist der Le-
benstandard der Bevölkerung höher
als in Russland.

Andererseits ist auch auf estnischer
Seite kaum Integrationswillen spürbar.
Integrationsprogramme sin Mangelwa-
re. Viele Russischstämmige gelten als
staatenlos. Nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion bekamen sie
weder einen russischen noch einen
estländischen Pass, da sie die in einer
Übergangszeit von der estländischen
Regierung vorgegebenen Kriterien
nicht erfüllen.

Clemens Schwan-
hold, 18, aus Wolfen-
büttel, lebte ein Jahr
in Estland
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Steine schmeißen für ein Denkmal 
Russische Minderheiten in den baltischen Staaten
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Homosexualität als Geisteskrank-
heit? Mittlerweile glücklicherweise
nicht mehr, aber bis 1999 stand Ho-
mosexualität noch als solche auf der
Liste der Geisteskrankheiten Russ-
lands. Immerhin sind homosexuelle
Handlungen dort schon seit '93 nicht
mehr strafbar, in Rumänien dagegen
erst seit 2001. Aber dies schützt die
Homosexuelle Bevölkerung leider
nicht vor Diskriminierung, gewalttäti-
gen Übergriffen und Nachteilen im Be-
ruf. Ein Antidiskrimnierungsgesetz, ge-
schweige denn eine staatliche Aner-
kennung homosexueller Paare, liegt
noch in weiter Ferne. Davon abgese-
hen, kann man auch an anderen viel-
zähligen Beispielen sehen, dass allein
die gesetzliche Bestimmung die gene-
relle Meinung der Bevölkerung gegen-
über sexuell anders Gesinnten nicht zu
ändern vermag. Auch wenn es für uns
schwer zu glauben ist - aufgrund des
relativ fortgeschrittenen Gedanken-
tums gegenüber Homosexualität - in
Osteuropa leiden Homosexuelle sehr
unter den GegnerInnen ihrer legitimen
Entscheidung für gleichgeschlechtliche
Liebe. In Estland gibt es zwar ein Anti-
diskrimnierungsgesetz, allerdings nicht
was Aufhetzung, Gewalt und Hass ge-
gen Personen aufgrund ihrer sexuellen
Orientierung angeht. In Bulgarien wer-
den sogar von Homosexuellen began-
gene Straftaten schwerer geahndet.
Eine Änderung dieses Gesetzes wurde
nur auf den Druck der EU hin ange-
kündigt. Wie auch gerade wieder bei
der Demonstration Ende Mai in Mo-
skau gesehen, weigert sich die Polizei,
Betroffenen in Bedrohungssituationen
zu helfen. Moskaus Bürgermeister
Luschkow hatte die Gay - Parade 2006
im Januar als "Satanshow" benannt.
Von Polens Regierungspartei LPR (Liga

polnischer Familien) werden Homose-
xuelle mittlerweile regelmäßig ange-
griffen und beschimpft, wie vom Vize-
vorsitzenden der Partei Wojciech
Wierzejski: "Lesben und Schwule soll-
ten mit Knüppeln gejagt werden, wenn
sie sich wieder versammeln sollten.".
Sie werden im gleichen Atmenzug mit
Pädophilen, Nekrophilen und Krimi-
nellen genannt. Besonders auffällig ist
dabei die Bodenlosigkeit der Behaup-
tungen und Diffamierungen, die so,
ohne einen Skandal auszulösen, von
hochrangigen PolitikerInnen zum Be-
sten gegeben werden können. Und

dies ist leider kein Einzelfall, den Kir-
chen in Lettland zufolge könne die
"Krankheit" Homosexualität durch den
richtigen Glauben geheilt werden. Im
Sommer 2006 ließen die Kirchen ein
40-seitiges Pamphlet veröffentlichen,
das pseudowissenschaftliche Berichte
über eine höhere Verkehrsunfallrate
unter Schwulen und Lesben, aufgrund
ihres erhöhten Drogenkonsums, ent-
hielt. Auch der Bundestagsabgeordne-
te Volker Beck, der sich jetzt schon
mehrmals in Polen und Russland bei
Demonstrationen und Paraden für die
Gleichberechtigung und Enttabuisie-
rung des dort sehr heiklen Themas
Homosexualität einsetzte, wurde nun
schon zwei Mal von Schlägertrupps in
Moskau empfangen und nicht von der
anwesenden Polizei vor ihnen be-
wahrt. Daraufhin entschuldigte man
sich damit, dass man höhere Moralvor-

stellungen als im Westen hege.   Selbst-
kritik scheint ihnen dabei insgesamt ein
Fremdwort zu sein, da es dieses Jahr
bei einer Demonstration in Moskau
erneut zu Angriffen gegen die Demon-
strantInnen kam. In Weißrussland be-
kommen ausländische Gäste der Gay
pride Parade oftmals kein BesucherIn-
nenvisum mehr. In Vilnius wurde gera-
de erneut das Christopher Street Day
- Verbot als rechtsgültig ausgespro-
chen, in Kischinau in Moldawien eben-
falls. Dort nehmen hochrangige Politi-
kerInnen bei dem Thema auch kein
Blatt vor den Mund und behaupten,
Homosexuelle könnten keine Väter
und Mütter sein und könnten daher
auch nicht als Menschen betrachtet
werden. Mal abgesehen von der Ab-
surdität des ersteren, ist dann also das
einzige Merkmal der Spezies Mensch,
Kinder bekommen zu können? Als im
Juni 2006 der Versuch der polnischen
Rechten, die "Gleichheitsparade" zu
verhindern, scheiterte, folgte darauf-
hin sofort die Retourkutsche der LPR,
da ihrer Meinung nach Homosexuelle
eine Gefahr für die polnische Gesell-
schaft darstellen und eine Wertekrise
entfachen würden. Umso wichtiger ist
es also, da die Betroffenen keine
Unterstützung von ihren Regierungen
erwarten können, dass sie sich selbst
organisieren und vor allem, dass sie
nicht aufgeben. Die Gründung von
Sorgentelefonen und Treffpunkten, die
teilweise auch schon so vorhanden
sind, scheinen dabei Erfolge zu ver-
sprechen. Wichtig ist auch, dass wir
nicht aufhören, das Thema in die Öf-
fentlichkeit zu rücken und versuchen,
Überzeugungsarbeit zu leisten. 

Annika Vajen, 20,
lebte für einige Mo-
nate in dem wun-
dervollen Land Peru.
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Der IGEL: Was steckt hinter dem
schlechten Eindruck, den wir von
der russischen Ölwirtschaft ha-
ben?
Hans Meier*: In Russland wurden in
den letzten Jahren einige Ölfirmen
quasi enteignet, was unter anderem
daran liegt, dass die in den 1990ern
abgeschlossenen Verträge in der Regel
sehr unvorteilhaft für Russland waren.
Anstatt nach zu verhandeln, was die
Firmen wohl kaum akzeptiert hätten,
suchen die Russen irgendwelche fa-
denscheinigen Gründe, um Lizenzen
zu entziehen. Die eben erwähnten un-
vorteilhaften Verträge wurden in Zei-
ten abgeschlossen, als Russland
machtpolitisch sehr schwach dastand
und sich die Vertragsinhalte diktieren
lassen musste. Die eigentliche Recht-
staatlichkeit des Systems wird bei die-
sen Quasi-Enteignungen natürlich
über den Haufen geworfen. Die Fir-
men können sich davor meist nur ret-
ten, wenn sie Gazsprom, einen der
beiden großen staatlichen Öl- u. Gas-
produzenten Russlands, mit einem
Mehrheitsanteil in ihre Projekte in
Russland integrieren.

Wie kann eine ausländische Ölfir-
ma denn in Russland Geld ma-
chen?
Ein beliebtes Geschäftmodell in Russ-
land sind so genannte Joint Ventures,
Gemeinschaftsunternehmen von Gaz-
sprom und ausländischen Firmen.
Letztere bringen dabei Wissen und
Geld ein. Die Besitzstände an den neu
gegründeten Firmen werden dann
beispielsweise zur Hälfte aufgeteilt,
wobei Russland in der jüngeren Ver-
gangenheit die Besitzrechte an den
Ölreserven behält. Ausländische Inve-
storen verdienen nur als Dienstleiter
mit.

Stimmt es, dass Umweltschutz bei
der Ölförderung in Russland klein
geschrieben wird?
Zum Teil ja. Bekannt sind zum Beispiel
Berichte von Greenpeace aus dem
Jahre 2001, die ölüberflutete Land-
schaften in Sibirien zeigen. Damals
hatten die Russen in der Tat ein Pro-
blem mit ihren Leitungen, das ist aber
nicht die Regel. 
Dass die Standards zum Umwelt-
schutz in Russland trotzdem noch
nicht so hoch sind, wie in Westeuropa,
hat mehrere Gründe. Es gibt in der
russischen Bevölkerung zum Beispiel
noch kein starkes Bewusstsein für den
Umweltschutz. Daher sind die Firmen
diesbezüglich bei ihren Vorhaben
kaum öffentlichem Druck ausgesetzt.
Ein weiterer Punkt ist, dass die russi-
schen Bürger nur einen sehr geringen
Preis für ihre Energie bezahlen müs-
sen. Der Gaspreis für Endverbraucher
beträgt in Russland beispielsweise nur
rund ein Viertel dessen, was die deut-
schen Energieimporteure an der
Grenze für das Gas zahlen; der Ver-
braucher in Westeuropa zahlt wohl-
möglich das Zehnfache des russischen
Verbrauchers. Schon deshalb geht
man dort auch verschwenderischer
mit Energie und Rohstoffen um.
Nicht zuletzt muss man beachten,
dass  die Öl- und Gaswirtschaft in
Russland unterfinanziert ist, weil der
Zugang für finanzstarke ausländische
Firmen trotz einiger Joint Ventures
sehr begrenzt bleibt. Diese Unterfi-
nanzierung wird verstärkt dadurch,
dass Gazsprom Energiefirmen der
westlichen Welt auf- oder sich bei ih-
nen einkauft. Dabei wird die heimi-
sche Infrastruktur und natürlich auch
der Umweltschutz vernachlässigt.
Dies tut der Gazsprom, um langfristig
nicht nur  auf eigene Quellen angewie-

sen zu sein und um die Handelswege
bis hin zum Endverbraucher zu ver-
kürzen. Als Folge  gibt es in Russland
teilweise immer noch sehr marode,
rückständige Anlagen.

Werden Energievorkommen in
Russland auch als Mittel der
Machtpolitik genutzt?
Allerdings werden sie das. Putin
schrieb schon seine Doktorarbeit dar-
über, wie man mit Hilfe von Energie-
ressourcen zur Weltmacht wird. Man
muss sehen, dass Energie das Mittel
für Russland ist, um wieder ein wichti-
ger Spieler auf der Weltbühne zu wer-
den und dieses Mittel wird ganz be-
wusst und recht bissig genutzt: Die Er-
döl- und Gasindustrie ist nahezu kom-
plett verstaatlicht, inklusive der Trans-
portwege. Allein der russische Staat
verfügt somit  über die Reserven und
bestimmt natürlich auch die Preise. 
Auch die eigene  geografische Stellung
wird ausgenutzt, indem zentralasiati-
sche, rohstoffreiche Staaten wie Turk-
menistan, die keinen Zugang zu den
Weltmärkten haben, dazu gezwungen
werden , ihr Öl günstig an Russland zu
verkaufen. Anschließend verkaufen
die Russen dieses Öl teuer an uns.

Entstand so auch Ende vergange-
nen Jahres der Konflikt zwischen
Russland und Weißrussland ums
Öl?
Ja, aber der russisch-weißrussische
Kampf um den Preis für das russische
Öl hatte auch noch einen anderen
Hintergrund. Nach einigen Jahren en-
ger Freundschaft und niedriger Ener-
giepreise wollte Russland auf einmal
den vollen Preis für das Öl von seinem
Nachbarn kassieren, was dieser natür-
lich nicht akzeptieren konnte. Weiß-
russland hatte dabei das Druckmittel,
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�Vielleicht ist Öl noch zu billig�
Jan Cloppenburg deckt die Verstrickungen der deut-
schen Wirtschaft in Russland auf

* Name von der Redaktion geändert
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dass russisches Öl auf dem Weg nach
Europa durch weißrussisches  Staats-
gebiet fließt, nämlich durch die Druzh-
ba-Pipeline (Druzhba = Freund-
schaft), was  damals durch die Medien
ging. Russland hat sich dann kurzer-
hand überlegt, die Pipeline in Zukunft
still zu legen und sein Öl stattdessen
über Primorsk zu verschiffen, um
Weißrusslands Verhandlungsposition
zu schwächen. Das ist zwar etwas teu-
rer und für die Umwelt riskanter, aber
das ist Russland seine Unabhängigkeit
wert.

Wie abhängig werden wir zukünf-
tig von russischen Energievorkom-
men sein?
Wir werden noch etwas abhängiger
von Russland werden. In ein paar Jah-
ren werden wir vermutlich rund 35%
unseres Gasverbrauchs aus Russland
beziehen statt der heutigen rund 25%.
Wir brauchen uns dabei aber nicht so
sehr um unsere Versorgungssicherheit
zu sorgen, denn Europa zahlt für das
Öl einen guten Preis, zu dem Russland
gerne liefert. Abgesehen davon ist es
möglich, dass die russischen Reserven
gar nicht so riesig sind, wie wir anneh-
men. Der russische Verteidigungsmini-
ster sagte vor kurzem, dass die natio-
nalen Reserven im Jahr 2030 zu 90%
verbraucht sein könnten. 

Stimmt es, dass Ölquellen allge-
mein nur zu einem geringen Teil
ausgeschöpft werden?
Die meisten Förderquellen wurden
bislang nur zu 35%  geleert. Das liegt
daran, dass es technisch sehr kompli-
ziert ist, die Rohstoffe überhaupt aus
der Erde zu bekommen. Mittlerweile
gibt es jedoch Techniken, mit denen
man eventuell bis zu 60% fördern
könnte, aber das geht leider nicht
überall. Vor allem sind die Fördermög-
lichkeiten von den vorhandenen geo-
logischen Bedingungen abhängig.

Wie lange werden die weltweiten
Ölvorkommen noch reichen?

Das Öl wird noch zwischen 30 und
120 Jahren reichen. Dazu gibt es un-
zählige Einschätzungen und Progno-
sen. Die Fördertechniken werden
ständig weiterentwickelt. Ferner kann
man nicht einschätzen, wie die
Menschheit auf einen gestiegenen
Preis reagieren wird, wie sich der Ver-
brauch in heutigen Schwellenländern
wie China und Indien entwickeln wird
und wie viele Vorkommen noch gefun-
den werden. Bereits vor 50 Jahren hat
man gesagt, das Öl würde noch 50
Jahre reichen. Heute sagt man das im-
mer noch!

Man hört immer wieder, transna-
tionale Ölkonzerne könnten ma-
chen, was sie wollten und besäßen
endlos Macht. Wie ist es tatsäch-
lich um ihre Position bestellt?
Große internationale Ölkonzerne ha-
ben es mittlerweile sehr schwer ihre
Reserven zu erneuern. Sie haben gro-
ße Probleme, neue Ressourcen zu fin-
den, weil 80% der Volumina mittler-
weile von staatlichen Ölfirmen geför-
dert werden. In Saudi Arabien zum
Beispiel spielen die großen Majors kei-
ne wichtige Rolle. Staatliche Ölfirmen,
sogenannte NOCs (National Oil Com-
panies), bestimmen das Geschehen.
Jedes Land mit großen Ölreserven hat
mittlerweile so eine staatliche Ölfirma,
die aufgrund staatlicher Protektion
und des daraus resultierenden Mono-
pols große Vorteile besitzt. 
Die Beschlagnahmung von Energie-
vorkommen durch Staaten nennt man
"Ressource Nationalism". Auch in Ve-
nezuela und Bolivien wurden viele Öl-
firmen enteignet. Viele Staaten spielen
heute erst ihre Stärke aus. 

Wer bekommt den Großteil der
rund 70 Dollar, die zurzeit für ein
Barrel Öl bezahlt werden müssen?
In den meisten Fällen geht das Geld  an
die Förderländer. In Russland bei-
spielsweise sind es 90% der Erlöse, al-
so über 60 Dollar. In diesen Ländern
sollte es im Idealfall in den Staatshaus-

halt fließen, was es bekanntlich nicht
immer tut. Vielerorts wird mittlerwei-
le auch in Zukunftsfonds eingezahlt,
von denen zukünftige Generationen
profitieren sollen. Vorbild ist dabei
Norwegen.

Wird der Ölpreis in Zukunft wei-
ter steigen?
Ich kann mir im Moment nicht vorstel-
len, dass der Preis in den nächsten
zwei Jahren entscheidend sinken wird.
Er kann immer einmal wieder zurük-
kgehen, aber tendenziell steigt er wei-
ter.

Wie notwendig ist der Ausbau al-
ternativer Energien?
Es ist sehr wichtig, dass man sich über
alternative Energien und besonders
über das Energiesparen Gedanken
macht. Der hohe Ölpreis treibt ja auch
die Forschung an neuen Energiequel-
len voran. Vielleicht ist der Preis sogar
noch zu niedrig, denn momentan
steigt der Energieverbrauch noch an.
Die Länder mit den hohen Ver-
brauchszuwächsen, Indien, China und
die USA, die die Preistreiber sind,
interessieren sich noch nicht be-
sonders für die Kosten. Auch das
Autofahren nimmt in Deutschland
noch nicht ab, obwohl der Benzinpreis
schon bei 1,40 Euro liegt. Läge er bei
2,50 Euro ,   sähe das vermutlich an-
ders aus. 

Zum Schutz der Indentität unseres
Interviewpartners/ unserer Interview-
partnerin haben wir den Namen geän-
dert. Die Person ist Experte bei einer
deutschen Firma, die im Bereich der
Ölförderung weltweit tätig ist. Das
ehemalige Familienunternehmen
agiert heute weltweit.

Jan Cloppenburg,
19, hat grade Abi
gemacht und
möchte Journalist
werden.



Nach dem Führungswechsel in
Tschetschenien hat sich die Situa-
tion nur für einen merklich ver-
bessert: den Präsidenten

V O N V E R A B U T T M A N N

"Ramsan, wir danken dir" steht
auf den riesigen Plakaten, die seit
geraumer Zeit die Straßen Gros-
nys säumen. Über dem Schriftzug
prangt das Gesicht Ramsan Kady-
rows, eines bärtigen Mannes in
Militäruniform. Er ist seit März
diesen Jahres Präsident Tschet-
scheniens und wurde von Putin
zum "Held Russlands" erklärt.

Nach Jahren des Krieges hat
"King Ramsan" in Tschetscheniens
Hauptstadt wieder Blumenbeete
anlegen lassen, den Menschen
Frieden und Sicherheit verspro-
chen und Tschetschenien nach ei-
gener Einschätzung zur "ungefähr-
lichsten und ruhigsten Region" des
Kaukasus gemacht.

Doch die scheinbare Stabilität
gründet nicht etwa auf dem Wohl-
ergehen der Bevölkerung,

sondern vor allem auf massiver
Einschüchterung durch unzählige
Morde, Folterungen, Geiselnah-
men und eine gewaltige Privatar-
mee von mehreren tausend Mann,
die der 30jährige Kadyrow unter-
hält.

Viele der Milizen kämpften frü-
her noch für die Unabhängigkeit
ihres Landes, liefen aber nach dem
zweiten Tschetschenienkrieg über
und verteidigen heute mit allen
Mitteln ihren Herrscher Ramsan
Kadyrow, der vom russischen
Staatschef Putin unterstützt und
groß gemacht wurde. Ramsan Ka-
dyrow, Sohn des früheren Präsi-
denten Achmad Kadyrow, hängt

Putins Partei "Einiges Russland" an
und wird vom Kreml gefördert,
weil er die vorhandenen Konflikte
durch seine autoritäre Machtaus-
übung unterdrückt. Dadurch hofft
Moskau den Eindruck vermitteln
zu können, das Gebiet sei nun
endlich befriedet und der Konflikt
beendet. 

Die tschetschenische Opposi-
tion ist tatsächlich deutlich ge-
schwächt, seit im Juli 2006 der
blutrünstige Schamil Bassajew er-
mordet wurde. Anfangs kämpfte
Bassajew als Rebellenführer für
die Unabhängigkeit der Kaukasus-
republik. Um den Widerstand ge-
gen Russland territorial auszudeh-
nen, fiel er im August 1999 in
Tschetscheniens Nachbarrepublik
Dagestan ein und lieferte dem
Kreml damit eine hervorragende
Rechtfertigung, um den ohnehin
nie ganz eingehaltenen Waffen-
stillstand wieder vollends zu bre-
chen. Putin begann daraufhin den
zweiten Krieg, eine sogenannte
"Antiterroroperation", und ge-
wann so in kürzester Zeit eine un-
geheure Popularität. Später dann
trat Bassajew für eine radikale Is-
lamisierung des gesamten russi-
schen Kaukasus ein. 

Der Überfall auf das Moskauer
Musical-Theater im Oktober 2002
und die Geiselnahme in der

Grundschule von Beslan im Sep-
tember 2004 bildeten die schrek-
klichen Höhepunkte einer ganzen
Reihe von Attentaten, die er den
im Krieg weit überlegenen russi-
schen Truppen entgegensetzte.

Ein weiterer Dorn im Auge war
Russland der Separatistenführer
Maschadow. Auch er war einer
der wesentlichen Anführer des
tschetschenischen Widerstands
und wurde deshalb im März 2005
vom russischen Inlandsgeheim-
dienst getötet, obwohl er als ein-
ziger tschetschenischer Präsident
demokratisch legitimiert war und
mehrfach Gesprächsbereitschaft
bekundete.

Heute fehlt es den Rebellen in
Tschetschenien an Führern, der
Kampf um die Unabhängigkeit ist
nahezu verloren. Der Staatschef
Kadyrow arbeitet mit der russi-
schen Regierung insofern zusam-
men, als seine Kadyrowtsy nun die
"Säuberungen" durchführen, die
sonst die russischen Soldaten vor-
nahmen. Die Bevölkerung merkt
von diesem Unterschied kaum et-
was.

Nach wie vor verschwinden
Menschen, von freier Meinungsäu-
ßerung kann nicht die Rede sein.
Was macht es für einen Unter-
schied, ob man sich vor den russi-
schen Soldaten oder dem eigenen
Präsidenten fürchtet? Der Kampf
um die Unabhängigkeit wurde ab-
gelöst vom innertschetscheni-
schen Terror.

Vera Butt-
mann,  19, ist
IGEL-Redakteu-
rin und aktiv in
der GJ Hannover.
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Herrschaft von Putins Gnaden

Trauer nach  dem Massaker von  Beslan



E P I D E M I E A U F G R U N D S C H L E C H T E R A U F K L Ä R U N G

11DERDER IGEL  51IGEL  51

V O N N A D I N E M C  N E I L

Es gibt Entwicklungen, die wollen
einfach nicht gesehen werden, sind sie
auch noch so bedrohlich. HIV in Ost-
europa ist so ein Thema. 1,6 Millionen
Menschen haben sich dort allein nach
offiziellen Zahlen mit der tödlichen
Immunschwächekrankheit infiziert.
Ein öffentliches Interesse gibt es aber
trotzdem kaum. Wenn über HIV/AIDS
gesprochen wird, dann meist im Zu-
sammenhang mit Afrika, dort wo sich
der Virus schon am weitesten verbrei-
tet hat. Doch gibt es zur Zeit nirgends
auf der Welt so dramatische Neuinfek-
tionsraten wie in Osteuropa. Ausge-
hend von der Ukraine, wo 1986 der
erste HIV-Infizierte der ehemaligen
Ostblockstaaten registriert wurde,
breitet sich der Virus seitdem rasend
schnell aus. Inzwischen ist die Ukraine
das erste Land Europas, in dem die
HIV-Rate bereits über ein Prozent der
Bevölkerung gestiegen ist.

Fatale Hygienebedingungen
und fehlende Aufklärung, dazu
Diskriminierung

Die Ursachen für die Verbreitung
liefern gleichzeitig die Antworten auf
die Frage nach dem großen Schweigen
um die Seuche. Es geht um Drogen
und um Prostitution - zwei Themen,
die in den Ländern Osteuropas noch
um einiges stärker kriminalisiert wer-
den als in Deutschland. Nach dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion stieg
in den 90er Jahren der Drogenge-
brauch sprunghaft an. Die fehlende
Gefahrenaufklärung führte dazu, dass
verseuchte Spritzbestecke immer
wieder ungesäubert weitergereicht

und dem selbst hergestellten Heroin
zum Teil noch Blutstropfen beige-
mischt wurden. Gleichzeitig wuchs
auch die Prostitution. So gilt AIDS in
Osteuropa meist als �schmutzige
Krankheit�, auf die nicht selten mit
Selbstgefälligkeit herabgesehen wird.
Human Rights Watch schreibt in sei-
nem Bericht über Menschenrechts-
verletzungen in der Ukraine, dass teil-
weise Krankenwagen HIV-Infizierte
nicht transportieren wollten oder die-
se nur aufgenommen wurden, wenn
sie für Behandlungen zahlten, die ko-
stenlos hätten sein sollen - ein Beispiel
von vielen weiteren. 

Werbung für Kondome ist in den
meisten Staaten Osteuropas genauso
tabu wie Nadelaustauschprogramme
für HeroinkonsumentInnen, obwohl
diese sich auch gesundheitspolitisch
sehr bewährt haben. Und selbst im

Medizinstudium ist HIV ein gemiede-
nes Thema, was eine vernünftige me-
dizinische Versorgung fast unmöglich
macht. Die Ausbreitung von AIDS
kommt für Osteuropa zudem zu einer
Zeit, in der die Gesundheitssysteme
aufgrund der hohen Staatsverschul-
dung zurückgebaut und auch andere
soziale Leistungen eingestellt werden.
Es fehlt also auch massiv an Geld.

Mangelndes Verantwortungs-
gefühl bei den Regierenden 

Für all diese Probleme gibt es in
Deutschland und Europa nur eine sehr

geringe Aufmerksamkeit. In vielen
EU-Staaten werden die Budgets
für AIDS-Hilfeprogramme gerade
wieder gekürzt. Und noch immer
verfügt die EU über kein gemein-
sames Aktionsprogramm zur Be-
kämpfung von AIDS. Den meisten
Regierenden ist das Thema einfach
keinen müden Satz wert. Dabei ist
es so wichtig, dass unser Wissen
über Prävention und Behandlung
an Osteuropa weitergegeben
wird. Es scheint als wären massive
Aufklärungskampagnen nicht nur
in der Bevölkerung wichtig, son-
dern auch speziell für die Verant-
wortlichen, die vor HIV/AIDS bis-
her vehement die Augen ver-
schließen. Es liegt auch an uns, ih-
nen deutlich zu machen, dass die-
se Entwicklung in Osteuropa an-

halten wird, wenn es keine Hilfe von
außen gibt.

Nadine Mc Neil, 21,
Schatzmeisterin der
GJ, reiste schon öfter
mit dem Zug durch
Osteuropa.
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Kein Ende in Sicht

In Osteuropa wütet AIDS fast ohne Hindernisse
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V O N A N D R E A S C H A R P E N

Das flächenmäßig größte Land auf
europäischem Boden wird von 47,1
Millionen Menschen bewohnt. Ein
kleiner Einblick in Kultur, Geschichte
und Politik soll zeigen, dass die Ukrai-
ne nicht nur aus Folklore tanzenden
Menschen besteht und nicht das Bay-
ern Russlands ist. Die Ukraine wurde
am 01.12.1990 nach langer Unter-
drückung endlich wieder unabhängig
und entgegen ExpertInnenmeinung fe-
stigte sich die Demokratie recht
schnell. Nur die Grundlage für eine
produktive Wirtschaft keimte erst mit
einem Jahrzehnt Verspätung. 

Historisch teilt mensch die Ukraine
in Groß- und Westukraine. Die Groß-
ukraine stand lange unter russischem
Einfluss und orientiert sich immer
noch an dem Bruderstaat. Die West-
ukraine richtet sich dagegen immer
stärker nach Europa aus.

Die Ursprünge des ukrainischen
Nationalstaats gehen ins neunte Jahr-
hundert zurück. Aus Platzgründen
werde ich mich an dieser Stelle aber
auf die Entwicklung im 20. Jahrhun-
dert beschränken. 

Unterdrückung durch Russ-
land und Deutschland

Die Anfänge der Sowjetunion im
Jahr 1922  leiteten eine neue Phase in
der Geschichte der Ukraine ein, die
Phase der Unterdrückung. Vorerst
brachte Lenins Wirtschaftspolitik der
Ukraine zwar großen Aufschwung,
der zur Förderung der Kulturpolitik
genutzt wurde: Lenin forderte den
Staat zur �Ukrainisierung� auf und
verhalf der Bevölkerung zu neuem

Nationalismus. Außerdem hatte die
Ukraine eine relativ autonome Stel-
lung unter der Führung der Sowjetu-
nion. Doch ab Stalins Amtseinführung
wehte ein anderer Wind. Er empfand
�örtlichen Nationalismus� als Bedro-
hung für seinen Kollektivgedanken. Er
zwang seinem Volk Maßnahmen auf,
die dem  Allgemeinwohl dienen soll-
ten. Verstaatlichung von Privateigen-
tum war eine dieser Maßnahmen.
�Kulaken� wurden zum neuen Feind-
bild erklärt und ihre Besitztümer gin-
gen in staatliche Hand über. Viel
schlimmer war jedoch, dass diese �rei-
chen Bauern� unmittelbar zwangsde-
portiert werden durften. Man warf ih-
nen vor, Lebensmittel zu horten und
sie nicht an die in der staatlichen Indu-
strie arbeitenden Menschen abgeben
zu wollen. Unberücksichtigt blieb
hierbei allerdings, dass die Regierung
nicht  genug für  ein Existenzminimum
der Bauern zahlte und ihnen so nichts
anderes übrig blieb, als den Verkauf zu
verweigern. Vor allem unabhängige
Bauern aus der Ukraine waren von
den �Entkulakisierungsmaßnahmen�
betroffen. Massenerschießungen ge-
hörten zum Alltag und die Leichen
wurden systematisch abtransportiert.
1933 und 1934 gipfelte diese Repres-
sion in geplant durchgeführten Hun-
germassenmorden, die sechs bis sie-
ben Millionen ukrainischen Bauern das
Leben kosteten. Die russische Regie-
rung unter Stalin ließ das gesamte Ge-
treide der Bauern beschlagnahmen
und verkaufte es ins Ausland. Die hei-
mischen Bauern hungerten bis in den
Tod und Stalin besserte die Staatskas-
sen auf.

Die letzten Besatzer der Ukraine
kamen während des zweiten Welt-
krieges aus Deutschland. Ukrainische
Nationalisten erhofften sich von der

deutschen Besatzung endlich wieder
die vollständige Befreiung aus der Ab-
hängigkeit und Hilfe zum Wiederauf-
bau einer autonomen Ukraine. Diese
Stimmen erloschen jedoch schnell und
man erkannte bald, dass die deutsche
Wehrmacht unter Adolf Hitler keines-
falls eine Verbesserung gegenüber den
Verhältnissen unter dem sadistischen
Stalin darstellte. Die Deutschen agier-
ten noch strenger, schränkten die
Menschen noch mehr ein und auch
der Hunger hielt an. Die Besatzer sa-
hen in den Ukrainern nur �Untermen-
schen� und ein gemeinsamer Wieder-
aufbau des Landes kam deshalb gar
nicht in Frage. Junge UkrainerInnen
wurden deportiert und mussten
zwangsweise in Deutschland in der
Landwirtschaft oder der Rüstungsin-
dustrie arbeiten. Bezahlung gab es kei-
ne und auch sonst waren die Lebens-
bedingungen schlecht. Viele überleb-
ten diese Zeit nicht. Am schlimmsten
traf es jedoch die ukrainischen Juden
und Jüdinnen. Die Deutschen ermor-
deten viele vcn ihnen einfach an Ort
und Stelle und verzichteten darauf, sie
zu deportieren. 

Nach dem zweiten Weltkrieg ge-
hörte die Ukraine zu den sozialisti-
schen Sowjetstaaten. Mit dem Tode
Stalins im Jahr 1956 nahm jedoch die
schlimmste Zeit der Unterdrückung
ein Ende.

Umweltzerstörung

Die Natur nahm jedoch weiter
massiv Schaden. Unter russischer Füh-
rung wurde der ukrainische Boden
durch den starken Ausbau der
Schwerindustrie und der Agrarindu-
strie großflächig zerstört. Es ist nicht
abzusehen, wie lange es noch dauern
wird, bis sie sich erholt hat.

Ukraine
Viel mehr als Russlands kleiner Bruder



T
I

T
E

L

13DERDER IGEL  51IGEL  51

Ein tragischer Tag in der Geschich-
te der Ukraine war der 26. April 1986.
Das Land �zehrt� noch immer von den
Folgen des atomaren Unglücks von
Tschernobyl. Makaber war auch die
Aufstauung des Dnipros, des größten
Flusses der Ukraine: Weide- und Ak-
kerflächen sowie ganze Dörfer mit-
samt ihren Friedhöfen wurden geflu-
tet. Folge: Särge, die aus dem Boden
gespült wurden, trieben flussabwärts.
Wirklich produktiv zur Energiegewin-
nung nutzen konnte man diese Um-
weltsünde übrigens nicht.

Der Wiedergutmachung der Um-
weltschäden aus der ehemaligen So-

wjetunion hat sich die Bewegung
�Grüne Welt� zur Aufgabe gemacht.
Auch �Die Grünen� bewegen als de-
mokratische Partei einiges.

Neuanfang

Seit 1991 ist auch die Ukraine eine
unabhängige Demokratie. Zwar ist
der Kampf gegen die  Korruption noch
nicht gewonnen, doch gilt die Ukraine
als weitgehend stabil. Die Wirtschaft
läuft, die gesetzlichen Mindestlöhne
wurden erhöht und die Meinungs- und
Pressefreiheit wird besonders seit der
�Orangenen Revolution� im Jahr 2004

geschätzt. Das Volk demonstrierte
lautstark gegen einen Wahlbetrug bei
den Präsidentschaftswahlen. Der Pro-
test war wochenlang Gegenstand  der
Berichterstattung in europäischen Me-
dien - russischem Widerstand zum
Trotz. Rechtmäßiger Präsident ist nun
Wiktor Juschteschenko, der als erklär-
tes Ziel seiner Außenpolitik die Ver-
handlungen zum EU-Beitritt seines
Landes forciert.  

Andrea Schar-
pen,  20, würde ger-
ne mal mit dem
Rucksack  durch die
Ukraine reisen.

K O M M E N T A R Z U D E N K A C Z Y N S K I - Z W I L L I N G E N

V O N J A N W I E N K E N

Europa im Jahre 2007 n. Chr.: Der
ganze Kontinent wird von EU-Fanati-
kerInnen regiert... Der ganze Konti-
nent? Nein! Ein von zwei unbeugsa-
men Herrschern regiertes Land hört
nicht auf Widerstand zu leisten. Und
das Leben ist nicht leicht für die euro-
päischen Regierungen, die als Besat-
zung in den befestigten Städten Brüs-
sel, Straßburg und den Haag liegen �

�Kaczismus�, oder: back to the
roots

Die Kaczynski-Brüder kommen als
europäische Enfantes Terribles daher.
Die große Politikverdrossenheit
(Wahlbeteiligung 51%) hat es den Eu-
ropaskeptikerInnen und -gegnerInnen
leicht gemacht, Ängste zu schüren. So
gewannen sie die Parlamentswahl
2005 deutlich.  Es scheint einfach  xe-
no- und homophobe Ressentiments
zu bedienen. Die Akzeptanz des radi-
kal-klerikalen Radiosenders �Radio
Maryja� ist besonders auf dem Land
groß. Dieser Sender macht mit seinen
antisemitischen und europafeindlichen
Hetzen von sich reden. So behauptete
ein Sprecher, jüdische Gläubige hätten

wirtschaftlich von der Shoa profitiert.
Auch das Springerblatt �Fakt� bedient
solche Vorurteile.

Die homophobe Hetze wurde von
Lech Kaczynski gefördert, als er als
Warschauer Bürgermeister 2005 die
Gay-Pride Demonstration verbot. Eine
faschistische Gegendemonstration
wurde allerdings erlaubt. Die Gegen-
demonstrantInnen griffen die Parade
mit Steinen und Flaschen an. Lech kri-
tisierte im Anschluß die AktivistInnen
von Gay-Pride und nicht die Angreife-
rInnen.

Die Regierung vertritt eine Natio-
nalrhetorik ohne Rücksicht auf das
restliche Europa. Es scheint in der EU
isoliert. Eine Vetodrohung mag kurz-
fristig die Verhandlungsposition stär-
ken, längerfristig wird sie geschwächt.
Die polnische Regierung kann sich als
Nettoempfängerin von 1,9 Mrd Euro
keinen Ausstieg leisten. Hinzu käme
das Ausbleiben der privaten Zahlun-
gen aus dem europäischen Ausland. 

Jugend, auf nach Europa!

Ganz anders sieht es bei der jungen
Generation aus. Junge Polen kehren ih-

rem Land den Rücken und suchen ihr
Glück in einem anderem europäischen
Land. In Irland und Großbritannien gibt
es bereits eine große polnische Com-
munity. In den meisten Fällen bleiben
die MigrantInnen nicht dauerhaft. Die-
se Erwerbs- und Bildungsmigration
wird ein wichtiger Bestandteil für ein
Europa der Zukunft sein! Es hilft dabei,
eine europäische Identität aufzubauen.
Europa kann nicht von �oben� mit ei-
ner Verfassung diktiert werden, son-
dern muss von allen gelebt und erfah-
ren werden. 

Spannend wird es bei der Rückkehr
der ersten Migrationsgeneration. Mit
ihren Erlebnissen und Erfahrungen
können sie einen Wandel in der Politik
einläuten. Wir müssen heute die
Schranken einreißen, die uns trennen!
Europa existiert in keiner Institution,
sondern nur in unseren Köpfen und
unseren Herzen. Querschläger wie
Polen können Europa bremsen, doch
stoppen können sie es nicht.

Jan Wienken aus Ol-
denburg ist Sprecher
des LAK Antiras-
sismus.

Krit ischer Bl ick über die  Oder



 

Demografischer Wandel 
in Niedersachsen:  

Weniger, grauer 
und bunter 

 

Aufgrund niedriger Geburtenraten, 
Zu- und Abwanderungen und einer 
stetig steigenden Lebenserwartung 
steht die deutsche Bevölkerung vor 
tiefgreifenden Veränderungen hin-
sichtlich ihrer Struktur und ihres Al-
tersaufbaus. So weit, so bekannt! 
Jahre nachdem die Wissenschaft auf 
diese Entwicklung des demografi-
schen Wandels aufmerksam mach-
te, hat die schwarz-gelbe Landesre-
gierung im Mai 2005 die Enquête-
Kommission „Demografischer Wan-
del – Herausforderungen an ein zu-
kunftsfähiges Niedersachsen“ ein-
gesetzt. Nach zwei Jahren Arbeit, in 
denen in über hundert Sitzungen 
stapelweise Papiere mit Zahlen, Sta-
tistiken und Tabellen gewälzt wor-
den waren, wurde im Juni 2007 ein 
600 Seiten umfassender Bericht vor-
gelegt. Fazit: „Wir werden weniger, 
grauer, vereinzelter und bunter.“ 
Bis zum Jahr 2050 wird Niedersach-
sen einen Bevölkerungsrückgang 
von 1,4 Millionen Menschen (rund 
18%) erleben und damit wieder den 
Stand von 1960 erreichen. Aller-
dings mit einem völlig anderen Al-
tersaufbau: Der Anteil der Hochbe-
tagten wird sich verdreifachen, der 
Anteil der unter 20-Jährigen auf 
16% sinken. Drastische Rückgänge 
sind auch bei der Zahl der Erwerbs-
tätigen zu erwarten. Zukunftsprog-
nosen, die bereits vor dem Bericht 
bekannt waren und weswegen die 
Kommission ursprünglich eingesetzt 
worden war. Leider kann man je-
doch den Teil des Berichts, in dem 
Handlungsempfehlungen formuliert 

werden, lediglich als eine „Enzyklo-
pädie der Unverbindlichkeiten“ be-
zeichnen.  
Die Beeinflussung der demografi-
schen Entwicklung und die Gestal-
tung der Veränderungen erfordern 
langfristige Strategien, aber auch ein 
schnelles Handeln. Mit der Arbeit 
der Enquête-Kommission sind für 
uns GRÜNE zwei wertvolle Jahre 
verloren gegangen. Anstatt das Rad 
neu zu erfinden, hätte man bereits 
tätig werden können, doch während 
der Einsetzung der Kommission wur-
den Entschließungsanträge der 
GRÜNEN Landtagsfraktion zu den 
großen demografierelevanten The-
men wie Verkehr, Stadtentwicklung, 
Pflege, Betreuung und Wirtschaft 
abgelehnt. 
Für uns GRÜNE liegen die Konse-
quenzen aus den Fakten klar auf der 
Hand:  
Wir werden weniger?  
Deswegen muss es durch den Aus-
bau des Kinderbetreuungs- und 
Ganztagsschulangebots jeder Frau 
und jedem Mann ermöglicht wer-
den, Familie und Beruf unter einen 
Hut zu bringen. Niedersachsen muss 
kinderfreundlicher werden und die 
wenigen Kinder die uns bleiben 
müssen besser ausgebildet werden. 
Das hat auch die Landesregierung 
verstanden, doch das Festhalten am 
dreigliedrigen Schulsystem, die Ein-
führung von Studiengebühren und 
Kürzungen im Schul- und Hoch-
schulbereich sind die verkehrten 
Konzepte, wenn man dem drohen-
den Fachkräftemangel entgegen-
wirken will. Wir GRÜNEN fordern 
hingegen einen Rechtsanspruch auf 
einen Kindertagesstättenplatz ab 
dem ersten Lebensjahr, ein einglied-
riges Ganztagsschulsystem mit 
neunjähriger gemeinsamer Schul-
zeit, die Schaffung zusätzlicher Aus-
bildungsplätze und Entwicklung von 
Ausbildungsmodulen (um allen Ju-
gendlichen eine berufliche Ausbil-
dung mit einem qualifizierten Ab-
schluss zu ermöglichen), die Einrich-
tung von zusätzlich 3000 Studien-
anfängerplätzen sowie die Abschaf-
fung der Studiengebühren. 
Wir werden grauer?  
Daher müssen die Pflege- und 
Betreuungsangebote für Ältere mas-
siv ausgebaut werden. Die Chancen, 
die sich durch die Alterung der Ge-
sellschaft z.B. in den Bereichen Tou-
rismus, Gesundheit und Bildung er-

geben, müssen sinnvoll genutzt und 
gefördert werden.  

 
Wir werden bunter?  
Deshalb muss Integration durch 
langfristige Konzepte gefördert 
werden. Auch aus arbeitsmarktpoli-
tischer Sicht müssen MigrantInnen, 
ausländische Studierende nach er-
folgreichem Abschluss, ebenso ab-
gelehnte Asylbewerber oder Bürger-
kriegsflüchtlinge (bei guter Integra-
tion oder hoher beruflicher Qualifi-
kation) geworben und mit dauer-
haften Arbeits- und Aufenthaltser-
laubnissen ausgestattet werden. 
Dies sind nur einige Beispiele von 
Maßnahmen und Anpassungsstra-
tegien, die der demografische Wan-
del aus unserer Sicht erforderlich 
macht. Nur wenn die richtigen Wei-
chen schnell gestellt werden, kann 
sich unsere Gesellschaft an die zu-
künftigen Veränderungen anpassen. 
Dass die Landesregierung die Prob-
leme des demografischen Wandels 
aussitzt und auf die lange Bank 
schiebt, hat sie durch die Einsetzung 
der Enquête-Kommission längst be-
wiesen. Viele schwarz-gelbe Land-
tagsabgeordnete werden von den 
Auswirkungen ihrer Untätigkeit 
nicht mehr betroffen sein, doch die 
Jugend von heute wird eines Tages 
die Suppe auslöffeln müssen, die die 
derzeitige Landesregierung ihr ein-
gebrockt hat. 
Grund genug für unsere Landtags-
fraktion im nächsten Plenum einen 
Entschließungsantrag einzubringen, 
in dem sofortiges Handeln gefordert 
wird. Um Niedersachsen zukunfts-
fähig zu machen und die Herausfor-
derungen des demografischen 
Wandels zu meistern, braucht es un-
sere GRÜNEN Konzepte. Es gibt viel 
zu tun – Packen wir´s an! 
Hans-Jürgen Klein 
Vertreter der Grünen in der  
Enquête-Kommission 

ANZEIGE 

Neulich 
im Landtag 
Informationen  
der Landtagsfraktion 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1 
30159 Hannover 
Tel. 0511/3030-4207 
Email: gruene@lt.niedersachsen.de 
www.gruene-niedersachsen.de 



V O N W O L F G A N G S E I D E L

Endlich habe ich es geschafft mich
durch den Igel zu lesen. Ich bin ja
überrascht. So viele bekennende jun-
ge Anarchisten. Ich kannte mal  die Ju-
gendorganisation einer anderen Par-
tei, da waren sie alle junge  Sozialisten.
Bevor sie Bundeskanzler wurden.
Aber vielleicht muss das  ja so nicht

laufen. 
Das ist aber nicht der Grund, warum
mir mein  Auftritt im Heft etwas pein-
lich ist. Es fällt den alten Säcken (Peter  
Lösche + mir) zu, die Begeisterung
für den Anarchismus etwas zu  brem-
sen. Lösche indem er daran erinnert,
dass es nicht nur Abel gab, sondern
auch seinen Bruder Kain. Ich kann
mein Misstrauen gegenüber  Ideolo-
gien von "natürlichen Gemeinschaf-
ten" nicht verbergen. Und wenn man
das "Böse" aus der Gesellschaft her-
ausprojiziert, riskiert man, es nur
noch verschwörungstheoretisch zu
erklären oder bestimmten Personen-
gruppen zuzuschreiben.

Vielleicht ist es ok., dass die Träume
von Bauwagen und eigener  Ziege

nicht unkommentiert  dastehen. Mich
nerven solche rückwärts  gewandten
Utopien (wenn man das überhaupt
Utopien nennen kann). Als der
Mensch irgendwann zu einer Zeit, als
wir angeblich alle in einem natür-
lichen, anarchistischen Paradies leb-
ten, feststellte, dass er  hoch oben auf
der Speiskarte des Löwen steht, las er
dem nicht etwa  Kropotkins Buch
über gegenseitige Hilfe im Tierreich

vor, um ihn
zum  Vega-
nismus zu be-
kehren - der
Mensch er-
fand Pfeil und
Bogen (und
machte mit
dieser Erfin-
dung aller-
dings auch ei-
nen Haufen
Blödsinn). Die
Emanzipation
des Menschen

von geistigen und materiellen Zwän-
gen ist ohne technisch-naturwissen-
schaftlichen Fortschritt schwer  
denkbar. Und ist die Bauwagen-Sied-
lung oder die Zwei-Ziegen-Sechs-
Menschen-Landkommune antikapita-
listisch - oder ist sie auf Gedeih und
Verderb vom Wohlergehen des Kapi-
talismus abhängig? Von den Krumen,
die vom Tisch der kapitalistischen Ge-
sellschaft herabfallen? Das wird schon
seinen Grund haben, dass solche
Ideen in der längsten Prosperitätspha-
se populär wurden, die die Bundesre-
publik erlebt hatte. Da waren die Kru-
men groß genug. Das soll jetzt kein
Plädoyer für sogenannte Realpolitik
sein oder vorauseilender Gehorsam
gegenüber den echten oder phanta-
sierten Sachzwängen der Globalisie-

rung etc., mit denen das �Weiter so�
gerne legitimiert wird. Ich wünsche
mir nur etwas mehr Phantasie statt
Regression bei den Utopien.

Bliebe noch die sich durch mehrere
Anarchismus-Beiträge hinziehende  
Begeisterung für die "Propaganda der
Tat". Schwieriges Feld: auf der einen
Seite gab es den sozialen Fortschritt
nie als Geschenk. Acht-Stunden-Tag
und allgemeines Wahlrecht  gab es in
Deutschland erst, als das russische
Beispiel bei den Gegnern solchen
Fortschritts die Angst keimen ließ,
Widerstand würde sie womöglich so
enden lassen wie den Zaren. Auf der
anderen Seite kann ich in das Abfeiern
der "Propaganda der Tat" nicht ein-
stimmen, denn es ist ein Diskurs der  
auch und gerade bei der Rechten Tra-
dition hat. Der "Tatmensch" riecht  
nach  Arno Brekers Marmorhelden
und Djihad.

Viele Gruesse

Wolfgang 

PS: Amüsiert habe ich mich über die
Beschreibung von Trittins Auftritt  
bei der LDK.
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�Mehr Fantasie statt Regression�
Seidel wünscht sich kritischere Diskurse derGJ

L E S E R B R I E F Z U R L E T Z T E N A U S G A B E

Skulptur: �Die Partei� von Arno Breker



V O N C H R I S T I A N H I N R I C H S

Nun steht es fest: Die vom Land Nie-
dersachsen bevorzugte Trassenführung
für das geplante milliardenschwere
Küstenautobahnprojekt A22 wurde
der Öffentlichkeit vorgestellt. Befür-
worterInnen und GegnerInnen berei-
ten sich nun auf die kommenden Ausei-
nandersetzungen vor. Welche Regio-
nen sind betroffen? Wie sieht der Wi-
derstand aus und wer hat eigentlich ein
Interesse an hunderten Kilometern Be-
tonstreifen? 

Schon seit
den 60er Jah-
ren ist die
Küstenauto-
bahn A22 in
der Landes-

politik im Gespräch. Doch seit Ende
der 90�er Jahre kommt mehr Bewe-
gung in die Sache. Die verschiedenen
Varianten für die Trassenführungen der
A22 wurden vom Landesstraßenbau-
amt in Hannover diskutiert und die
Vorzugstrasse   wurde der Öffentlich-
keit im Mai präsentiert:
Die Autobahn soll demnach die A28
bei Westerstede mit der A 27 bei Bre-
merhaven verbinden. Bei Stade soll die
Küstenautobahn schließlich unter die
Elbe gehen und als A20 auf der schles-
wig-holsteinischen Seite der Elbe als
A20 in Richtung Skandinavien und Po-
len verlängert werden. Damit ist die
A22 ein Autobahnprojekt mit europäi-
scher Bedeutung! Ziel ist es, die nord-
europäischen Containerhäfen mitei-
nander zu verbinden.  
Zahlreiche regionale BürgerInnenini-
tiativen setzen sich gegen den Bau der
A22 ein. Ob es nun die "Ammerländer
BürgerInnen gegen die A22" oder die
"BI gegen die Westrasse der A22" ist,
viele haben eins gemeinsam: Sie kämp-
fen nur regional gegen die Autobahn.
Das liegt auch an der bunten Mischung
aus Aktiven in den BI`s und deren Inte-

ressen. Dort sitzen Radikalökos, der
Hauseigentümer, der eine hohe Lärm-
belästigung fürchtet und der Bauer,
dem durch die Autobahn das Feld zer-
schnitten wird an einem Tisch zusam-
men! Das macht die Arbeit in der BI
manchmal schwierig und mensch muss
ständig diplomatisch zwischen den ein-
zelnen Gruppen moderieren. Um für
mehr Einigkeit unter den Autobahn-
gegnerInnen zu sorgen und sich in der
Öffentlichkeit einheitlich zu positionie-
ren, wurde der Koordinierungskreis
gegen die A22 (KOK) von den BI`s so-
wie Umwelt- und Verkehrsverbänden
gegründet! Der KOK ist somit das Ver-
netzungsgremium der A22-GegnerIn-
nen.
Die Antwort der BefürworterInnen
aus Politik und Wirtschaft: Die Initiative
"A22 - Jetzt�, die zum Beispiel von der
IHK1 unterstützt wird. Mit einer gan-
zen Veranstaltungsreihe im letzten
Jahr, mehreren großflächigen Postwur-
faktionen, großen Spendeaktionen für
die A22 und zahlreichen Fototerminen
mit der Landesregierung versucht die
"Pro-Lobby" die öffentliche Meinung
für sich zu gewinnen! Besonders die
Hafenwirtschaft in Nordostnieder-
sachsen fordert die Autobahn mit dem
"Arbeitsplatzargument" vehement ein! 

Wie geht es weiter?

Das Planungsverfahren ist noch nicht
abgeschlossen und wird noch bis ca.
2013 dauern. Anschließend soll sofort
mit dem Bau der A22 begonnen wer-
den. Im jetzt beginnenden Raumord-
nungsverfahren geht es darum, die ge-
naue Linienführung der Autobahn aus
zu machen! Sogenannte Raumwider-
stände sollen in diesem Verfahren aus-
geschlossen werden (menschliche
Siedlungen, Naturschutzgebiete, usw.).
Im August 2008 soll das Verfahren be-
reits abgeschlossen sein, danach wird
es schwer sein, die A22 noch planungs-

rechtlich zu verhindern!
Die Zerstörung der Landschaft so-

wie Zerschneidung von Siedlungen und
Landschafts- und Naturschutzgebie-
ten, die selbst vom Bundesverkehrsmi-
nisterium sehr niedrige bewertete
Wirtschaftlichkeit dieses Autobahn-
projekts, Zerstörung der wenigen
Rückzugsgebiete für die bedrohten
Tier- und Pflanzenarten auf der "Roten
Liste" und die Zunahme des klima-
schädlichen Transitverkehrs auf der
Straße angesichts des Klimawandels
sind unverantwortbar!
Besonders populistisch gehen die Be-
fürworterInnen mit dem Arbeitsplatz-
argument in den ländlichen Regionen
um! In den strukturschwachen ländli-
chen Räumen wird den Menschen ver-
sprochen, die A22 werde die Wohl-
standsachse der Regionen! Ich denke:
Vielmehr wird eine Transitautobahn
der regionalen Wirtschaft schaden,
weil viele kleine Betriebe einem noch
stärkeren Wettbewerbsdruck ausge-
setzt sein werden. 

Mehr Fairness, bitte!

Kritische Stimmen kommen in Sa-
chen A22 häufig nicht zu Wort! In vie-
len Zeitungen haben die Befürworte-
rInnen schon längst die Meinungsfüh-
rerschaft übernommen und machen
Wind gegen die "SpinnerInnen". Das
liegt zum Teil sicher auch an der Ab-
hängigkeit vieler Tageszeitungen von
den Anzeigen aus der Wirtschaft! Den-
noch muss mensch weiter klar ma-
chen: Kritik an diesem Schwachsinn-
sprojekt ist berechtigt und auch not-
wendig! In einer Demokratie sollte je-
deR eine andere Meinung ertragen
können. 

Christian Hinrichs,
19, ist Ratsherr der
Grünen in Oldendorf
(Kreis Stade) und in
der GJ aktiv.
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V O N G W E N D O L Y N B U T T E R S A C K

Auf der erstmalig in Braunschweig
stattfindenden LMV der Grünen Jugend
Niedersachsen vom 13.-15.4.07 disku-
tierten die Mitglieder über ihre eigenen
Vorstellungen von einem demokrati-
schen, sozialverträglichen Schulsystem
und wählten ihren neuen Landesvor-
stand.

Am Tag der Ankunft fanden sich die
junggrünen AktivistInnen in der zwar
kleinen,  aber gemütlichen und lecker
verköstigenden Neustadtmühle ein.
Und schon bald nach den freudvoll-eu-
phorischen kleinen Wiedersehensu-
marmungen der dort zusammentref-
fenden Menschen wurde sich in Männ-
lein und Weiblein aufgeteilt, um über
Emanzipation zu reden. In dieser sehr
produktiven Runde wurde die Frauen-
quote in ihrer existenten Form kriti-
siert und stattdessen eine strikte Tren-
nung in 50/50 Mann/Frau vorgeschla-
gen. Zudem kam nach kurzer Zeit der
Wunsch nach einem Frauenseminar
auf, welches das Problem des mangeln-
den Engagement der Frauen in höhe-
ren Ämtern der Politik von der psycho-
logischen Seite aufarbeiten sollte. Es
wurden u.a. Rhetorrikkurse für dieses
Seminar vorgeschlagen, um das Selbst-
vertrauen der Frauen zu stärken, in ei-
nen Wettbewerb treten zu können.
Diesem Vorschlag des Seminares nah-
men sich spontan zwei weibliche Mit-
glieder an, es wurde hier außerdem ei-
ne Kandidatin für den LaVo gewonnen.
Die Männer wollten die Frauenquote
aufrecht erhalten.
Über die Ergebnisse wurde sich natür-
lich anschließend in großer Runde
ausgetauscht, dann trafen die verschie-
denen Landesarbeitskreise zusammen
und die Mitglieder konnten sich in ihren
jeweiligen präferierten Thematiken mit

anderen MitstreiterInnen und deren
Meinungen aus einander setzen. Mit
exzessiven Tänzen in einer nahe gele-
genen Begegnungsstätte, die eine Mi-
schung aus Kneipe und Disko darstell-
te, klang der Abend aus.

Der Samstagmorgen begann mit Work-
shops zur Vorbereitung auf den Leitan-
trag. Einer befasste sich mit der mögli-
chen Auflösung des Förderschulensys-
tems, stattdessen sollten deren Schüle-
rInnen  in  eine integrative Gesamt-
schule übernommen werden. Um die
Einschränkungen körperlich Behinder-
ter nachempfinden zu können, beka-
men wir Seh-,Hör,-und Armeinschrän-
kungsgeräte angeboten, die wir zu-
nächst während eines Films über eine
integrierte Förderklasse anbehielten,
aufgrund der aufkommenden Emotio-
nen aber recht schnell wieder abneh-
men mussten. Anschließend besprach
die Gruppe ihre Eindrücke. Der Refe-
rent stellte verschiedene Arten des
Umgangs mit Behinderten vor: Sepera-
tiv, integrativ und eine dritte Methode,
die das Zie der völligen Gleichstellung
von Nichtbehinderten und Behinder-
ten hat.

Hochmotiviert erarbeiteten wir dann
eine spektakuläre, publikumsanziehen-
de, waghalsige Aktion: Die jungen Grü-
nen erarbeiteten die Hindernisse der
Menschen auf dem Weg zur Bildung.
Diese malten sie auf Schilder, klebten
diese Schilder auf die Hürden und
sprangen letztendlich in der Stadt mal
mehr, mal minder erfolgreich über
diese Hindernisse. Die Menge der Zu-
schauer vermehrte sich stets, einige
Kinder halfen uns freiwillig, das Schau-
spiel zu einem tatsächlichen Wettbe-
werb auszudehnen. Wir hatten Spaß,
das Publikum auch. 
Doch der Tag war noch nicht zu Ende.

Nach einer Podiumsdiskussion zum
Thema frühkindliche Bildung wurde
endlich der Leitantrag �Lasst die Tole-
ranzen tanzen� vorgestellt. Dessen In-
halt stellt das Modell eines sozialen und
demokratischen, integrierten Gesamt-
schulsystems dar, in dem alle Menschen
(behindert, nicht behindert, immi-
griert,  einheimisch, gut oder schlecht)
voneinander und miteinander lernen
sollen und ein Mitbestimmungsrecht in
der Gestaltung ihrer Schule erhalten.
Außerdem wird eine Entwicklung  des
bisher auf den Unterricht beschränkten
�Lernort� Schule zum Freizeittreff-
punkt  der   SchülerInnen angestrebt.
Kultur und Schule lässt sich für uns
nicht trennen.
Einige spannende Diskussionen um die
mögliche Ersetzung des Pflichtfachs
Religion und um die Pflichtintegration
von Behinderten in die IGS folgten,
letztendlich wurde der Antrag ange-
nommen. Das wurde im hauseigenen
Partyraum mit DJ Moe und guter Musik
und super Stimmung ordentlich gefei-
ert. Geniale Abrundung des interessan-
ten Abends. Am nächsten Morgen wur-
den neue, wenn auch etwas müde,
aber motivierte Menschen in den Lan-
desvorstand, die IGEL-Redaktion und
den Bundesausschuss sowie ein
Schiedsgericht gewählt und einige letz-
te Anträge verabschiedet.

Gwen Buttersack, .

Spring um deine Bildung
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Die LMV in Braunschweig
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Wir haben einen Antrag gestellt, der
vorsieht, dass zu Ratsitzungen nur
noch ökologische, regionale und fair
gehandelte Lebensmittel gereicht
werden (er wird von den Altgrünen
eingebracht).  Im Frühjahr nahmen wir
an der Auftaktdemo gegen den G8-
Gipfel in Rostock teil. Auch eine Akti-
on gegen Nazis haben wir zusammen
mit den Jusos durchgeführt. Wir freu-
en uns besonders über unsere neuen
Mitglieder, die frischen Wind  in die
Arbeit bringen. Mit 12 Leuten sind wir
gut aufgestellt, wollen aber in den
nächsten Monaten noch weitere Mit-
glieder gewinnen. Auch ein Besuch
beim Biobauern steht an. 
Kontakt mail@gj-gifhorn.de

Gifhorn
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Basisgruppenticker
Wie in jeder Ausgabe präsentiert euch der IGEL an dieser Stelle
jung-grüne Aktivitäten vor Ort. Wenn ihr euren Ort nicht findet,
dann werdet selber aktiv und gründet eine eigene GJN-Basisgruppe.
Ihr seid aktiv und nicht im IGEL? Dann sagt uns Bescheid! Eine kom-
plette Übersicht aller Basisgruppen findet ihr unter www.gj-nds.de.

Die Grüne Jugend Lehrte-Sehnde
hat im vergangenen April mit der
Juso-AG Lehrte ein Fußballturnier
gegen Rechts veranstaltet.
Dieses Turnier war mit über 50
Spielern und einigen Interessierten
ein 
voller Erfolg. Auf einem der größ-
ten Stadtfeste Lehrtes, dem "Mai-
bummel", haben wir eine Tausch-
Aktion für Energiesparlampen ge-
meinsam mit unserem OV durch-
geführt, und kamen so mit den
Bürgern auf der Straße ins Ge-
spräch. Auch in der Presse fanden
diese Aktionen, sowie Äußerungen
zum Thema Klimaschutz und Graf-
fiti ihre Öffentlichkeit.
Jedes Vierteljahr sind wir Mitveran-
stalter eines Jugendpolitischen
Stammtisches in Lehrte. Beim
nächsten Mal planen wir einen lo-
ckeren 
Billard-Abend.
Wir sind immer an Interessierten
und Mitwirkenden interessiert.
Kontakt: m.kahl@htp-tel.de

"Fußball verbindet - Rechtsaußen
bleibt draußen!" unter diesem Motto
veranstaltete die GJ Oldenburg am 1.Ju-
li das mittlerweile traditionelle antiras-
sistische Fußballturnier. 12 Teams, da-
runter viele SchülerInnen, Studierende
und auch die Freiwillige Jugendfeuer-
wehr, waren in diesem Jahr dabei. Be-
sonders gefreut haben wir uns nicht nur
über diesen neuen Teilnahmerekord,
sonder auch über die antirassistischen
Grußworte von Marco Bode und dem
FC St. Pauli. Neben diesem sportlich-
kulturellen Großereignis beschäftigen
wir uns derzeit mit dem Thema Vegeta-
rismus und diskutieren, ob Bio-Fleisch
eine sinnvolle Alternative ist.
Kontakt: gj_ol@yahoogroups.de

Lehrte-

Sehnde

Oldenburg

Die GJ Wolfenbüttel hat im Frühjahr
einen Baum gepflanzt, um ein Zei-
chen gegen die Fällungen des ver-
gangenen Jahres im Stadtgebiet zu
setzen. Desweiteren bekam sie Be-
such von Jutta Sundermann, einer
der Attac-Mitgründerinnen, und be-
schäftigte sich mit dem Thema G8.
In Heiligendamm waren die Wolfen-
büttlerInnen auch vertreten.
Kontakt: jugend@gruene-wf.de

Wolfen-

büttel

Am 21. Jahrestag der Tschernobylkata-
strophe trafen sich zwei Lüneburger
GJlerinnen auf dem Rathausplat,z um
den Opfern der Verstrahlung mit ra-
dioaktivem Material von damals und
heute zu gedenken. Zwei Stunden lang
verteilten wir streichholzgroße Brenn-
stab-Pakete und forderten die Men-
schen auf, ihren Stromanbieter zu
wechseln. 
Kontakt: gj-lueneburg@freenet.de

Lüneburg-
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Osnabrück

Braun-

schweig

Die letzten Aktionen der GJH wa-
ren unsere, inzwischen bekannte,
Anti-BILD-Aktion und eine Anti-Ras-
sismus-Aktion,  bei der wir auf die
Opfer rassistischer Gewalt aufmerk-
sam  machten und die sehr gut von
den PassantInnen aufgenommen
wurde. 
Außerdem übernahmen wir einen
Anti-G8-Stand der Alt-Grünen 
und diskutierten mit den Menschen
über den bevorstehenden Gipfel.
Im März und im Mai veranstalteten
wir mal wieder zwei unserer belieb-
ten  Partys im "Béi Chéz Heinz" und
es war wie immer eine super Stim-
mung.
In Vorbereitung sind ein Schulprojekt
gegen Rassismus und eine neue
Homepage, die viele Möglichkeiten
bieten soll.
Kontakt: mail@gj-hannover.de

Hannover

Lara Schulz aus Fürstenau wur-
de als neue Sprecherin der Grün-
Alternativen Jugend (GAJ) im Land-
kreis Osnabrück gewählt. Die 18-
jährige Gesamtschülerin kündigte
im Team mit GAJ-Vertretern aus
anderen Gemeinden konkrete Ak-
tionen an, um innerhalb der Grü-
nen und in der Öffentlichkeit die
besonderen Belange junger Leute
zu verdeutlichen.
Lara Schulz will sich speziell für die
Behandlung der Themenkomplexe
Ausländerfeindlichkeit und Rechts-
radikalismus im Schulunterricht
einsetzen. Um für weltweite sozia-
le Gerechtigkeit, Umwidmung der
Militär- zu Bildungsausgaben und
mehr Klimaschutz einzutreten,
wurde beim jüngsten Treffen die
Beteiligung an der Demonstration
am 2. Juni in Rostock gegen die Po-
litik der G8 beschlossen.  Zwei
Sommerfeste sollen die Ferien ein-
rahmen.
Kontakt: gruene-os-land@osna-
net.de

Im Vorfeld des G8-Gipfels informier-
ten wir an einem bunten Aktionstag
in der Innenstadt zusammen mit an-
deren engagierten GöttingerInnen
über die Auswirkungen der Globali-
sierung auf die Landwirtschaft. Nach
dem G8-Gipfel nahmen wir, gestärkt
durch einige neue Mitglieder, an
mehreren Podiumsdiskussionen an
Göttinger Schulen teil. Auf den vom
StadtJugendRing organisierten Po-
dien diskutierten VertreterInnen der
parteipolitischen Jugendorganisation
mit den SchülerInnen über �Um-
welt� und �Krieg und Frieden�. Auch
weiterhin arbeiten wir mit dem SJR
zusammen und beteiligen uns an ei-
nem Diskussions-Blog
(http://blog.sjrg.de/), der Jugendliche
für (Kommunal-) Politik begeistern
soll.
In den letzten Wochen organisierten
wir eine Podiumsdiskussionen zu der
Frage, ob Biofleisch eine Alternative
sei. Die Veranstaltung, auf der ein
Veganer und ein Biolandwirt mit dem
Publikum diskutierte, brachte uns
viel positives Feedback.
Zuletzt zeigten wir den Film �Bahn
unterm Hammer� im Grünen Zen-
trum. Dieser löste in uns den
Wunsch aus, uns weiter mit der Pri-
vatisierung der DB zu beschäftigen
und eine Aktion dazu zu planen.
Mensch merkt: Es ist viel los bei uns.
Und auch in Zukunft werden wir zur
Stelle sein und uns an direkten Aktio-
nen beteiligen, wenn in einem Göt-
tinger Vorort eine Reichsflagge weht
oder sich national gesinnte Nach-
wuchs-BurschenschaftlerInnen in
Göttingen zu treffen versuchen.  
Kontakt: Kontakt: GrueneJugend-
Goettingen@yahoogroups.de 

Göttin
gen Peine

Wir haben einen Stand zum Klima-
wandel organisiert und die Aufkle-
ber "Autowechsel jetzt" auf stark
benzinschluckende Autos verteilt.
Anlässlich des G8-Gipfels haben wir
uns außerdem inhaltlich mit der dort
behandeltenden Thematik sowohl
zuvor als auch hinterher auseinan-
dergesetzt. Auf der Demo waren
wir natürlich auch präsent.
Ansonsten befinden wir uns noch
immer in der Neuordnungsphase
unserer Gruppe. Der nächste
Schwerpunkt könnte das Sommer-
lochfestival werden.
Kontakt: info@gj-bs.de

Die GJ Peine war in letzter Zeit
eher passiv. Besonders viele Aktio-
nen haben wir nicht hinbekommen,
da viele von uns kurz vor ihrem Stu-
dienbeginn stehen und gleichzeitig
für Altgrüns im Rat oder Kreistag sit-
zen. 
Für den 10. August iat aber geplant,
dass wir gemeinsam mit der GJ-
Trampergruppe in der Fußgängerzo-
ne etwas Kreatives unternehmen. 
Wir freuen uns über neue Leute!
Kontakt: wiebke.clark@gj-nds.de
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W E R I S T D E N N D A S ?

Hallo, ich heiße Luisa und
bin 21 Jahre alt. Ich bin
neu im LaVo als Beisitzerin
und bin super glücklich da-
rüber! Tja, jetzt soll ich

hier etwas über mich schreiben, was
nicht auf der HP steht und "mal etwas
anders ist". Ich kann es ja mal versu-
chen.  Auf mich wirken Menschen sym-
pathisch, wenn sie lächeln und eine of-
fene und freundliche Art haben. Ganz
besonders wichtig ist mir Ehrlichkeit,
Lügen finde ich doof. An Menschen
kann ich jedoch nicht leiden, wenn sie
die "Mir-ist-alles-egal-Haltung" oder
auch die "Betrifft-mich-ja-eh-nicht-Hal-
tung" haben. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass sich jeder einbringen
sollte...in diesem Sinne: Auf geht´s!

Mein Name ist Nina Piel und ich kom-
me aus dem Kreis Ha-
meln-Pyrmont. Ich bin
süchtig nach Musik und
Schokolade und habe ei-
nen Faible für Poesie. Un-
heimlich gerne verbringe ich meine
Zeit mit Freunden, stehe mit Rat und
Tat zur Seite und unterhalte mich stun-
denlang, vielleicht bin ich auch deswe-
gen so gerne eure Sprecherin. 

Mir ist es wichtig, dass ich dieses
Leben nutze, um Dinge zu verbessern
und Visionen zu verwirklichen. Am
meisten Angst habe ich davor in 30 Jah-
ren zu merken, dass ich viele Chancen
verspielt habe und darum möchte ich
jetzt was tun ;) und am besten mit euch
gemeinsam.

Ich heiße Steffen
Mallast und woh-
ne seit meiner
Geburt, vor 19
Jahren, in Han-

nover-Linden.Ich bin neuer Beisitzer
im LaVo und habe gerade die Schulzeit

hinter mich gebracht. Die freie Zeit bis
zum Beginn meines FÖJ�s im Septem-
ber verbringe ich damit, mich auszuru-
hen, Urlaub zu machen und Fahrstun-
den zu nehmen. Doch eines ist jetzt
schon sicher, am allerliebsten fahre ich
Fahrrad.

Ich bin Helge Limburg, 24
Jahre alt, Sprecher. Ich
mag Fußball, Tischtennis
und Radsport. Ich mag
nicht frühstücken ohne

Kaffee und Nachmittagssitzungen oder
Jura-Lerngruppen ohne Kaffee abhal-
ten. Politisches Anliegen: Verhindern,
dass die FIFA durchsetzt, dass keine of-
fiziellen Fußballspiele mehr in Stadien
über 2.500m Höhe ausgetragen wer-
den dürfen. Weil dann nämlich Boli-
vien, Paraguay und Peru fast völlig aus
dem Fußball gedrängt werden und das
diskriminierend und eurozentristisch
ist. Traditionsreichstes politisches An-
liegen: Alle Akws abschalten! Größte
sportliche Leistung: Der Kreispokalsieg
im Tischtennis in der Jugend mit dem
MTV Altendorf Größte Niederlage:
Nö. Was ich euch schon immermal sa-
gen wollte: Ich find den IGEL gut. Aber
ich verstehe einfach nicht, warum
Streitereien zwischen IGEL und LaVo
ein permanent wiederkehrendes Phä-
nomen sind. Unabhängig davon, wer in
beiden Gremien vertreten ist. 

Politisches Amt, in dem er sich am
wenigstens angestrengt hat: Vorsitzen-
der des Landesschiedsgerichts. In mei-
ner Amtszeit gabs nicht einen einzigen
Fall. Das war zwar für den Verband ein
gutes Zeichen, aber so konnten wir na-
türlich nicht arbeiten. Übrigens gibt's
bislang immernoch keinen Fall. Aber
IGEL und LaVo arbeiten ja daran, dass
sich das ändert (siehe oben).

Anm. der Redaktion: Wieso, im Mo-
ment läuft doch alles bestens, Helge ;-)

Mein Name ist Julia
Amthor, ich bin
neue Beisitzerin.
Ich bin 18 Jahre und
wohne in Hanno-
ver. Wenn ich nicht
zur Schule geh, ver-
bringe ich die meis-
te Zeit mit den mir
wichtigsten Men-
schen, meinen Freunden, und mit tan-
zen. Ich kann nicht leben ohne gutes
Wetter, meine Freunde, Kaffee und
Schokolade, guter Musik zum Tanzen
und meine Ziele. Ich möchte glücklich
werden und hoffe, dass die Welt ir-
gendwann mal so sein wird wie ich sie
mir wünsche. Ich bin eine optimisti-
sche Person, die manchmal ein wenig
die Realität aus den Augen verliert, sich
aber liebt wie sie ist. :-)

Ich bin Sarah Benke,
20, aus Osnabrück.
Wenn Menschen
diskriminiert und
benachteiligt wer-
den, zweifle ich am
Verstand ihrer Mit-
menschen. Eine Ge-

sellschaft, die tatenlos zusieht, weder
hinterfragt, noch eingreift, ist auf Dau-
er nicht lebensfähig. Ich will in der
GRÜNEN JUGEND meinen Teil zur
Wiederbelebung unserer Gesellschaft
beitragen und ihr frischen Atem ein-
hauchen.  Jedes Menschenleben muss
als lebens- und liebenswert geachtet
werden. Meine Arbeit mit mehrfach
behinderten Menschen bestärkt mich
in meinen Ansprüchen an eine friedli-
che und gerechte Welt. Ich habe radi-
kale Träume und will sie verwirklichen.  

Als politische Geschäftsführerin
möchte mit euch in den Ortsgruppen
zusammenarbeiten, indem ich euch bei

Der neue Landesvorstand
Eine kurze Vorstellungsrunde



Drei Wochen nach der Landesmit-
gliederversammlung (LMV) in Braun-
schweig hat sich der Landesvorstand
(LaVo) das erste Mal in Hannover ge-
troffen.
Auf der vollen Tagesordnung standen

vor allem alle Facetten der Vorstands-
arbeit und ein Ausblick auf das politi-
sche Jahr 2007. Wir wagten uns auch
einen Stück in das Jahr 2008 vor um die
Landtagswahl im Januar nächsten Jah-
res zu besprechen und vorzubereiten.

Einführung und Abschied

Nina und Sahrah führten uns in die Ar-
beit ein, wir verteilten die Aufgabenbe-
reiche und bekamen eine erste Lektion
in der Pressearbeit. Trotz der vielen
Arbeit hatten wir auch unseren Spaß:
Den Abend ließen wir bei der Party der
Grünen Jugend Hannover im Chez
Heinz ausklingen, wo wir auch Ole (La-
Vo a.D.) verabschiedeten, der für eini-

ge Zeit in die Türkei geht. 

Nach diesem arbeitsamen und schö-
nen Wochenende lief unsere erste Ar-
beitsphase an.

An einem wunderschönen Sonntag tra-
fen wir uns dann wieder in der Landes-
geschäftsstelle um unsere ersten Er-
gebnisse zu präsentieren. Nach einer
5-stündigen Ma-
ra thons i t zung
waren wir
pünktlich fertig
und geschafft,
aber glücklich al-
les geschafft zu
haben. Unter an-
derem haben wir
den Text einen
neuen GJ-Flyer
online gestellt
und einen Ort
für die LMV im

Herbst festgelegt. Die Einladung findet
ihr auf Seite 23.

Mit stacheligen Grüßen, euer
LaVo!

Von links nach rechts: Helge, Sa-
rah, Kevin, Nina, Luisa, Jule, Josch-
ka, Steffen.

konkreten Projekten unterstütze und
als unmittelbare Ansprechpartnerin für
den Landesvorstand zur Verfügung ste-
he. Ich möchte gezielt von euch ange-
sprochen werden, wenn es um die
Durchführung von Aktionen vor Ort
geht und ich freue mich, wenn ihr bei
ungewohnten Herausforderungen auf
mich zukommt. 

Mein Name ist Joschka
Milan Kipshagen, ich bin
21 und neuer Schatzmeis-
ter der GRÜNEN JU-
GEND Niedersachsen.

Ich studiere Volkswirtschaftslehre. Ich
trinke gerne alkoholfreie Cocktails. Ich
liebe Spaghetti über alles. Ich essen
gern und liebe GRÜN.

H a l l o ,
mein Name
ist Kevin Sanft,
ich bin 18 Jah-
re alt und
komme aus
Gifhorn. Als
Beisitzer sehe
ich meine
Schwerpunk-

te in den Bereichen Ökologie, Interna-
tionales und LesBiSchwules. Ich mache
Politik, weil die Welt so unglaublich un-
gerecht ist und das die wenigsten Men-
schen interessiert. Selber mitmachen
muss sein um Großes zu bewegen. Ich
kämpfe für globale Gerechtigkeit,
Toleranz und eine gesunde Mutter Er-
de.

Vielen Dank, liebe Lavos, für eure Berich-
te! Viel Glück, Spaß und Erfolg bei eurer
Arbeit wünscht euch die IGEL-Redaktion
(sicher auch im Namen der Leser).
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Was macht eigentlich der LaVo?
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Pläne über Pläne...
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Landesgeschäftsstelle
Odeonstraße 4, 30159 Hannover
Tel: (05 11) 126 085 77
Fax: (05 11) 126 085 70
E-Mail: gjn@gruene-niedersachsen.de
Internetadresse: http://www.gj-nds.de
Bankverb.: Bank für Sozialwirtschaft
Konto: 84 31 500,  BLZ: 251 205 10
Geschäftsführung: Dima Konsewitch

Landesvorstand GJN
Sprecherin
Nina Piel
nina.piel@gj-nds.de

Sprecher
Helge Limburg
helge.limburg@gj-nds.de

Schatzmeister
Joschka Milan Kipshagen 
jm.kipshagen@gj-nds.de

Politische Geschäfstführerin
Sarah Benke
sara.benke@gj-nds.de

Beisitzerin
Julia Amthor
julia.amthor@gj-nds.de

Beisitzer
Kevin Sanft
kevin.sanft@gj-nds.de

Beisitzerin
Luisa Streckenbach
luisa.streckenbach@gj-nds.de

Beisitzer
Steffen Mallast
steffen.mallast@gj-nds.de

IGEL-Redaktion
Wiebke Clark (Koordinatorin)
wiebke.clark@gj-nds.de

Christoph Müller (Koordinator)
christoph.mueller@gj-nds.de

Vera Buttmann (Redakteurin)
vera.buttmann@gj-nds.de

Andrea Scharpen (Redakteurin)
andrea.scharpen@gj-nds.de 

BA-Delegierte
Nina Piel
nina.piel@gj-nds.de

Patrick Drenske
patrick.drenske@ gj-nds.de

GRÜNE JUGEND Bremen
Schlachte 19/20
28195 Bremen
info@gruene-jugend-bremen.de
www.gruene-jugend-bremen.de
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Wichtige Termine, die bei Jung-
grüns und Altgrüns bald anstehen:

GRÜNE JUGEND
21.9.2007 Landesmitgliederversamm-
lung in Waffensen

Bündnis �90/Die Grünen
15.09.2007 Sonder-Bundesdelegier-
tenkonferenz zum Tornado-Einsatz
13.10.2007 Landesdelegiertenkonfe-
renz in Oldenburg mit Verabschiedung
des Wahlkampfprogramms

Allgemeines
13.05.-02.09.2007 �Starke Frauen
2007�, Ausstellung der Heinrich Böll-
Stiftung im Historisches Museum Han-
nover
01.09.2007 Demonstration gegen das
Endlager in Gorleben
19.10.-23.10.2007 Herbstspektakel
vin JANUN in Hameln. Thema: �Me-
dien�
28.11.2007 Workshop der Heinrich
Böll-Stiftung zum Thema Diversity in
Hannover

Bei Adressänderungen wendet euch
bitte an die Landesgeschäftsstelle!

Weitere Informationen und Kontaktad
ressen, auch von GRÜNE JUGEND-
Gruppen in Eurer Nähe, bekommt Ihr
in der Landesgeschäftsstelle oder im In-
ternet: 
www.gj-nds.de (Niedersachsen)
www.gruene-jugend.de (Bundesverb.)
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Hier habt Ihr E-Mail-Adressen und Telefon-
nummern von AnsprechpartnerInnen der
GRÜNEN JUGEND Niedersachsen (GJN): 

Service machen
wir mit links!
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Herbstkongress der GJN vom
21.-23. September 2007 in

Waffensen
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Liebe Leute,

hiermit laden wir euch
herzlich zu unserem nächs-
ten Kongress mit spannen-
den Workshops, leckerem
biologisch-vegetarischen
Essen und
Landesmitgliederversamm-
lung ein. 

Zu diesem Kongress ziehen
wir uns in den Ort Waffen-
sen bei Rotenburg an der
Wümme zurück, um dort,

ganz im Sinne unseres The-
mas, der Natur ein Stück
näher zu sein und ungestört
unsere Landesmitglieder-
versammlung abhalten zu
können. 

Zwar erscheint die Anfahrt
mit Zug und Bus auf den
ersten Blick recht
kompliziert, wir tun jedoch
alles, um euch die An- und
Abfahrt so gut es geht zu
vereinfachen. 

Zudem erwartet euch na-
türlich ein ausgewogenes
Programm zu einem sehr
niedrigen TeilnehmerInnen-
beitrag!

Nähere Informationen dazu
erhaltet ihr demnächst auf
unserer Homepage unter
www.gj-nds.de.

Sommerliche Grüße,
Luisa, Joschka, Sarah, Hel-
ge, Nina, Steffen, Jule und
Kevin

�Grüner Lebensstil - Modeerscheinung
oder Lebensphilosophie?�




